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Selbstbestimmt Leben e.V.

V Abb

Podiumsveranstaltung der Netzwerkfrauen-Bayern in
Kooperation mit dem VbA – Selbstbestimmt Leben e.V.

Montag, 14. Mai 2007, Beginn 19.00 Uhr
HypoVereinsbank Haus Ost, Großer Sitzungssaal,
Arabellastr. 14, 81925 München

Anmeldungen sind erforderlich! Bitte Anmelden bei:
Netzwerkfrauen-Bayern, c/o LAGH, Orleansplatz 3,
81667 München, info@netzwerkfrauen-bayern.de,
fon 089-45992427, fax 089-45992428

„Gleichwertige Teilnahme am Leben durch
persönliche Assistenz = Assistenzleistungsgesetz“
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Plakat zur

Veranstaltung vom

14.05.2007

Diese Kampagne steht unter der Schirmherrschaft von Staatsministerin

Christa Stewens, Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Sozial-

ordnung, Familie und Frauen

Diese Kampagne wird mitgetragen von der Landesarbeitsgemeinschaft

SELBSTHILFE Bayern e.V. (LAG) und unterstützt von:

Anita Knochner, Behindertenbeauftragte der Bayerischen Staatsregierung

Dr. Heribert Prantl, Journalist und Autor

Dr. Peter Radtke, Schauspieler und Autor
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Vorwort

In der Behindertenpolitik hat sich ein Paradigmenwechsel vollzogen.
Menschen mit Behinderung werden nicht weiter als „Fürsorgeobjekte“
betrachtet, sondern als selbstbestimmte Menschen.

Ausdruck findet dieser Paradigmenwechsel in den Gleichstellungsgeset-
zen, die auf Bundes- und Landesebene das Verhältnis des Bürgers zum
Staat regeln, d.h. darauf abzielen, Barrieren für behinderte Menschen
abzubauen und deren Gleichstellung anzustreben sowie in dem Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetz, nach dem Menschen mit Behinde-
rung nun auch im Zivilrecht in einigen Bereichen vor Diskriminierun-
gen geschützt sind.

Die Gleichstellungsgesetze und das Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz sind wichtige Säulen bei der Chancengleichheit für Menschen mit
Behinderung, reichen jedoch nicht aus. Viele Menschen mit Behinde-
rung brauchen nicht nur eine barrierefreie Umwelt oder Schutz im zi-
vilrechtlichen Bereich, sondern auch Assistenz bei alltäglichen Verrich-
tungen wie Körperpflege, Ausübung des Berufes, Teilhabe am Leben
in der Gemeinschaft etc. Die meisten dieser Menschen haben jedoch nur
eingeschränkte Möglichkeiten, ihr Leben gleichberechtigt in der Ge-
sellschaft zu führen, da sie oftmals nur die Wahl zwischen einem sehr
eingeschränkten Leben in einem Heim oder im Rahmen der Familien
haben.

Hinzu kommt, dass chronisch Kranke und Frauen mit Behinderung die
Wahlfreiheit zur geschlechtsspezifischen Pflege haben müssen, die der-
zeit nicht überall gegeben ist. Gewalterfahrungen, aber auch ethnische
und kulturelle Unterschiede müssen in der Intimpflege berücksichtigt
werden. Gerade bei Gewalterfahrungen (physische und psychische Ge-
walt) muss die Chance eines „männerfreien Raumes“ gegeben sein.
Ebenso muss bei Arztbesuchen, z. B. Gynäkologen, die geschlechtsspe-
zifische Begleitung gewährleistet sein. Ferner haben Mütter mit Behin-
derung i.d.R. einen erhöhten Assistenzbedarf zur Versorgung des/der
Kindes/r, der aber aufgrund der nicht eindeutig geregelten Rechtslage
sehr schwer durchzusetzen ist.

Die persönliche Assistenz ist für Menschen mit Behinderung aber der
Schlüssel zu einem selbstbestimmten, gleichwertigen und gleichberech-
tigten Leben in der Gemeinschaft.

Es gibt in der Bundesrepublik Deutschland verschiedene Formen der
persönlichen Assistenz wie z. B. Arbeitsassistenz, Hilfe zur Teilnahme
am Leben in der Gemeinschaft, Hilfe zur Pflege usw. Finanztechnisch
gesehen werden die verschiedenen Formen und Umfänge der persönli-
chen Assistenz auf verschiedene Kostenträger verteilt.

Die Pflegeversicherung ist nach SGB XI nur für den Bereich der Grund-
pflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung zuständig. Sie ist aber
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eine „gedeckelte“ Leistung und keine Vollkaskoversicherung, sodass die
Leistungen der Pflegekasse für Grundpflege und hauswirtschaftliche
Versorgung nur für ca. eine Woche im Monat ausreichen. Aus diesem
Grunde müssen Menschen mit Behinderung, die mehr Pflege bzw.
mehr Assistenz benötigen, zusätzlich Hilfe beim Sozialhilfeträger bean-
tragen. Auch die Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemein-
schaft müssen als Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte
Menschen nach dem SGB XII beim Sozialhilfeträger beantragt werden.

Auf persönliche Assistenz am Arbeitsplatz besteht nach dem SGB IX ein
Rechtsanspruch. Diese Leistungen werden von den Integrationsämtern
und möglicherweise von der Arbeitsagentur übernommen.

Die Leistungen der Pflegekassen sowie der Integrationsämter sind ein-
kommens- und vermögensunabhängig. Diese stellen jedoch einen äu-
ßerst geringen Teil der Gesamtkosten für persönliche Assistenz dar.
Deshalb sind fast alle Assistenznehmer auf Leistungen der Sozialhilfe
angewiesen, die einkommens- und vermögensabhängig sind. So sind
pflegebedürftige Menschen mit Behinderung – egal ob sie berufstätig
sind oder nicht – ihr Leben lang auf Sozialhilfe angewiesen, und kön-
nen von daher nicht in der gleichen Weise an der Gesellschaft teilhaben
wie nicht behinderte Menschen.

Ein Beispiel soll dies verdeutlichen:
Wird für einen Menschen mit Behinderung in einem Gutachten des
Medizinischen Dienstes der Kranken- und Pflegekassen ein täglicher
Stundenbedarf von 5 Stunden Grundpflege und 1 Stunde Hauswirt-
schaftliche Versorgung festgestellt, so kann dieser Stundenbedarf in der
Pflegestufe III weder mit der Sachleistung der Pflegekasse in Höhe von
1.432 € noch mit der Geldleistung von 665 € (für selbst beschaffte
Pflegekräfte im sog. Arbeitgebermodell) monatlich gedeckt werden.
Der weitaus größere Teil muss vom Sozialhilfeträger aufgestockt wer-
den. Sollte zusätzlich noch ein weiterer Bedarf an Assistenz bestehen –
das ist neben der sog. Grundpflege und der Hauswirtschaftlichen Ver-
sorgung der Bedarf für die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft
und der Bedarf für Verrichtungen die ein Mensch der bewegungseinge-
schränkt ist, im täglichen Leben benötigt – muss noch weitere Hilfe
beim Sozialhilfeträger beantragt werden. Das bedeutet wiederum, dass
die Menschen mit Behinderung sich mit ihrem Einkommen an der
Leistung des Sozialhilfeträgers beteiligen müssen. Hat also z.B. ein al-
lein stehender Mensch mit Behinderung der Pflegestufe III ein höheres
Einkommen als 694 € (die Kosten für seine Unterkunft bleiben frei),
so muss er sich in der Regel mit 40 % des übersteigenden Betrages an
den Kosten beteiligen, d.h. dass Menschen mit Behinderung, die arbei-
ten und mitunter auch gut verdienen, sich immer an den Kosten der
Pflege beteiligen müssen und immer schlechter gestellt sind, als Men-
schen ohne Behinderung.

Dazu kommt, dass sie auch kaum etwas aus ihrem Einkommen anspa-
ren können, da sie nur Ersparnisse bis zu 2.600 € haben dürfen. Sind
die Ersparnisse höher, müssen sie für die Pflege eingesetzt werden.

Das gleiche trifft auf Menschen mit Behinderungen zu, wenn sie eine
Partnerschaft eingehen wollen. Falls sie heiraten oder in einer eheähnli-
chen Gemeinschaft leben, wird der/die Partner/in finanziell auf das So-



Vorwort 7

zialhilfeniveau heruntergezogen, was natürlich eine Partnerschaft er-
schwert oder verhindert und Menschen mit Behinderungen zum
Singledasein zwingt. Dies kommt einem indirekten Partnerschaftsver-
bot gleich, was wiederum eine Diskriminierung darstellt.

Um diese lebenslange Abhängigkeit von Menschen mit Behinderung
von der Sozialhilfe zu beseitigen, fordern wir ein eigenständiges Assis-
tenzleistungsgesetz. Denn die lebenslange Abhängigkeit pflegebedürfti-
ger Menschen von der Sozialhilfe stellt eine Benachteiligung und Dis-
kriminierung gegenüber nicht behinderten Menschen dar.

Daher müssen die umfassenden Leistungen für persönliche Assistenz
vom System der Sozialhilfe abgekoppelt und in ein eigenständiges Leis-
tungsgesetz überführt werden.

Wir wollen und müssen raus aus der Sozialhilfe, um ein menschenwür-
diges und gegenüber nicht behinderten Menschen gleichberechtigtes
Leben führen zu können und fordern deshalb ein eigenes Assistenzleis-
tungsgesetz.

Rosi Probst
Gründerin und Sprecherin der Netzwerkfrauen Bayern

Karin Steinberg
Sprecherin der Netzwerkfrauen Bayern

Ilse Polifka
Juristin, Stiftung Pfennigparade

Kerstin Weiß
Vorstand des bbe e.V.

Ute Strittmatter M.A., Dipl.-Sozialpäd.(FH)
Leiterin der Netzwerkfrauen Bayern
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Grußwort

Anita Knochner

Behindertenbeauftragte der Bayerischen Staatsregierung

Vielerorts in Bayern wurde in den vergangenen Jahren über das Persönliche Budget diskutiert. Dennoch ist dieses Instru-
ment – als eine Möglichkeit für behinderte Menschen mehr Selbstbestimmung geltend zu machen – in der Praxis kaum
bekannt und angewandt. Anders verhält es sich mit der persönlichen Assistenz. In München beispielsweise hat sich ein
bemerkenswertes, beispielhaftes Netz entwickelt, das wesentlich dazu beiträgt behinderten Menschen, die das wollen, Ei-
genverantwortung für ihr Leben zuzugestehen.

Allerdings ist der Eindruck nicht von der Hand zu weisen, dass manch ein behinderter Mensch, der mittels persönlicher
Assistenz sein Leben gestalten möchte, unter dem Aspekt der Finanzierbarkeit viele Hürden überwinden muss. Eine ein-
deutige gesetzliche Reglung muss demnach her.

Das Netzwerk für Frauen hat sich dieses Themas angenommen, was ich besonders begrüße und auch nach Kräften unter-
stütze. Meines Erachtens führen viele Wege zur persönlichen Assistenz. Und letztendlich ist es Betroffenen nicht immer
wichtig, auf welcher Gesetzesgrundlage ihre ambulant betreute Wohnform ermöglicht wird. Dennoch, da sich die Begriff-
lichkeiten „Selbstbestimmung“, „Persönliches Budget“ „ambulant vor stationär“ letztendlich aus dem Grundgesetz, der
Landesverfassung, dem Sozialgesetzbuch – SGB IX, dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz und in Bayern aus dem
Bayerischen Behindertengleichstellungsgesetz ableiten, ist die persönliche Assistenz – auch als Bestandteil des Persönli-
chen Budgets – manifestiert. Und die selbstbestimmte Lebensform als Menschenrecht für ALLE gilt es zu beachten, wenn
über die Anträge entschieden wird.

Die persönliche Assistenz als Voraussetzung für ein Leben in Selbstbestimmung versteht sich nicht als Vorrecht einzelner
Menschen mit Behinderung und auch nicht als Luxusleistung, wie es oft unzutreffend dargestellt wird. Sie ist unabding-
bar, um den wenigen Menschen, die die Assistenz benötigen, ein Leben in der Gemeinschaft zuzubilligen und zwar nach
deren Vorstellungen. Und damit wird dem Grundgedanken der Gleichberechtigung Aller Rechnung getragen.
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Grußwort

Christa Stewens

Bayerische Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung,

Familie und Frauen, Stellvertretende Ministerpräsidentin, MdL

Eine möglichst gleichberechtigte Teilnahme von Menschen mit Behinderung am allgemeinen Leben in der Gesellschaft ist
eines der herausragenden Ziele in der Behindertenpolitik der Bayerischen Staatsregierung. Menschen mit Behinderung
wollen und sollen wie alle anderen Menschen in der Lage sein, ihr Leben möglichst weitgehend selbst zu bestimmen und
zu gestalten. Die persönliche Assistenz ist hier eine Möglichkeit für Menschen mit Behinderung, ihren Tagesablauf und
die benötigten Assistenzdienste selbst zu bestimmen und auch selbst als Arbeitgeber aufzutreten.

Die persönliche Assistenz ist eine Leistung, die in den Bereich der Sozialhilfe, vor allem aber in den Bereich der Eingliede-
rungshilfe und der Hilfe zur Pflege fällt. Ein großer Schritt auf dem Wege zu einer weiteren Verbreitung der persönlichen
Assistenz war daher die Einführung des persönlichen Budgets. Hier erhalten die Menschen mit Behinderung die benötig-
ten Hilfen nicht mehr als Sachleistung, sondern als Geldbetrag, mit dem sie sich die benötigten Hilfestellungen selbst
„einkaufen“ können. Dies bietet ein Höchstmaß an Selbstständigkeit und Gestaltungsfreiheit. Selbstverständlich kann
das persönliche Budget auch dazu benutzt werden, eine persönliche Assistenz selbst zu organisieren und zu finanzieren.
Auf das persönliche Budget, das bisher noch eine Ermessensleistung darstellt, besteht ab 01.01.2008 ein Rechtsanspruch.

Allerdings wird auch das persönliche Budget nicht alle Probleme lösen können. So darf beispielsweise die Höhe des per-
sönlichen Budgets die Summe der zusammengerechneten Sachleistungen nicht übersteigen. Wünsche der Leistungsemp-
fänger sollen nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden sein. Nicht in allen Fällen wird deshalb eine per-
sönliche Assistenz über das persönliche Budget möglich sein. Hier ist abzuwägen zwischen den Bedürfnissen des einzelnen
Menschen und den Möglichkeiten der Gesellschaft.

Die Kosten der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung steigen seit Jahren steil und kontinuierlich an. Die
Bayerische Staatsregierung fordert deshalb seit geraumer Zeit eine Strukturreform der Eingliederungshilfe, welche Synergie-
effekte nutzbar macht und zu einem kostengünstigeren Vollzug führt, ohne jedoch die hohe Qualität der Behinderten-
hilfe in Bayern anzutasten. Das Sozialministerium arbeitet intensiv in einer eigens dafür gegründeten Arbeitsgruppe der
Länder bei den Überlegungen zu einer derartigen Strukturreform mit. Wir wollen Ressourcen erschließen, mit deren
Hilfe wir die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung weiterentwickeln und den Gedanken der Teilhabe weiter
stärken können. Dabei darf die Diskussion um diese Reform nicht in einer reinen Kostendebatte enden, sondern sie soll
neue Chancen eröffnen, auch um die Assistenz und Teilhabe behinderter Menschen zu ermöglichen.

Bayern ist dabei mit seinen vielfältigen Angeboten im stationären, teilstationären und ambulanten Bereich auf einem guten
Weg. Wir fördern insbesondere den Grundsatz „ambulant vor stationär“, indem wir die Zuständigkeit für die ambulanten
und die stationären Leistungen der Eingliederungshilfe bei den Bezirken zusammenfassen. Damit kommen wir den
Wünschen sehr vieler Menschen mit Behinderung entgegen. Ich bin überzeugt, dass auch diese Maßnahme der weiteren
Verbreitung der persönlichen Assistenz einen zusätzlichen Schub geben wird.

Für Chancengleichheit, Integration und Teilhabe steht auch die Marke „NA UND!“. Das Aktionsprogramm „NA UND!“
aus dem Europäischen Jahr der Behinderungen 2003 hat maßgeblich dazu beigetragen, das Bewusstsein zugunsten Akzep-
tanz und Toleranz zu wandeln, und ist zu einem Synonym für ein Miteinander von behinderten und nicht behinderten
Menschen geworden.

Ich wünsche der Dokumentation viele interessierte Leserinnen und Leser und allen, die an ihr mitgewirkt haben, viel Er-
folg bei ihrer weiteren Arbeit zur Verbesserung der Chancengleichheit von Menschen mit Behinderung.
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Nina Ruge

Journalistin und Autorin,

Schirmherrin der Netzwerkfrauen-Bayern

Grußworte10

Einen Beruf ausüben, selbstbestimmt leben, reisen, heiraten, eine Familie gründen … Selbstverständlichkeiten in einem
‚normalen’ Leben. Im Leben von Mädchen und Frauen ohne Behinderung. Und alles andere als selbstverständlich für
Menschen mit Handicap.

Für sie geht es nicht nur darum, in Städten, Häusern, Wohnungen zu leben, Verkehrsmittel zu benutzen, die ihnen den
Zugang gewähren, die rollstuhltauglich sind.

Für viele von ihnen geht es darum, diese immer mehr rolligerechte Welt überhaupt betreten zu können. Weil sie Assistenz
brauchen – also Menschen, die ihnen zur Seite stehen beim Aufstehen, Ankleiden, Zähneputzen… bis hin zum Aufstellen
des Laptops – um daran arbeiten zu können.

Assistenz – das bedeutet umfassende Hilfe, und das ist teuer. Doch was wäre die Alternative? Fremdbestimmt im Heim
vegetieren, sein Leben komplett dem Takt der Anstaltsordnung unterwerfen?

Persönliche Assistenz muss nicht mehr kosten als ein Leben im Heim. Und Assistenz ist unabdingbare Voraussetzung für
ein selbst bestimmtes Leben, für die Möglichkeit, einen Beruf zu erlernen, ihn auszuüben – und auch, eine Familie zu
gründen. Für ganz ‚normale’ Dinge eben.

Ein Leben in Würde – das muss jedem Menschen möglich sein – unabhängig von seiner körperlichen Befindlichkeit.

Deshalb stehe ich voll und ganz hinter der Kampagne: „Wanted – Gleichwertige Teilnahme am Leben durch persönliche
Assistenz = Assistenzleistungsgesetz“.

Denn Assistenz ist Freiheit – und ohne Freiheit kein erfülltes Leben.
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Reinhard Kirchner

Geschäftsführer der LAG SELBSTHILFE Bayern

Grußworte 11

Die Landesarbeitsgemeinschaft SELBSTHILFE von Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung und ihrer
Angehörigen in Bayern e.V. (LAG) als Träger des Netzwerks von und für Frauen und Mädchen mit Behinderung, freut
sich, dass das Frauennetzwerk das Thema persönliche Assistenz aufgreift und die Ergebnisse als politische Forderungen an
die politischen Entscheidungsträger heranbringen will.

Neben den vielen Mädchen und Frauen mit Behinderung ist es auch ein Anliegen unserer LAG SELBSTHILFE Bayern
darauf hinzuweisen, dass insbesondere für schwer behinderte Menschen eine selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft nur durch eine „Persönliche Assistenz“ möglich ist.

Trotz der Einführung des persönlichen Budgets im Jahr 2008 ist die Grundlage für einen Anspruch auf persönliche Assis-
tenzleistungen nach wie vor die Eingliederungshilfe und die Hilfe zur Pflege nach SGB XII. In der Praxis zeigt sich je-
doch, dass auf der Grundlage dieser gesetzlichen Rahmenbedingungen der Wunsch nach persönlicher Assistenz oft mit
dem Hinweis auf die zu hohen Kosten versagt wird. Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden dann nur in den ört-
lich vorhandenen Einrichtungen oder durch entsprechende Dienste erbracht.

Was Menschen mit einer schweren Behinderung benötigen, ist ein Assistenzleistungsgesetz, das ausgehend vom notwendi-
gen Bedarf Assistenzleistungen bis zu 24 Stunden finanziert.

Auch das Problem der angeblich mangelnden Leistungsfähigkeit von Menschen mit einer schweren Behinderung ist viel-
fach ein Problem der nicht zur Verfügung gestellten Assistenzleistung.

Die Leiterin unseres Netzwerks von und für Frauen und Mädchen mit Behinderung, Frau Ute Strittmatter, beweist tag-
täglich, welche hervorragende Arbeit sie mit Arbeitsassistenz leistet. Es ist der Fähigkeit und dem Organisationstalent von
Frau Strittmatter zu verdanken, dass das Frauennetzwerk heute eine über die Grenzen Bayerns hinausgehende Bedeutung
erreicht hat. Der beste Beweis hierfür ist die jetzt organisierte Veranstaltung zum Thema: „Wanted – Gleichwertige Teil-
nahme am Leben durch persönliche Assistenz = Assistenzleistungsgesetz“

Wir wünschen der Veranstaltung eine große Aufmerksamkeit und hoffen, dass wir es auch gemeinsam mit unseren Ver-
bänden in der LAG SELBSTHILFE mittel- oder langfristig erreichen werden, dass ein Assistenzleistungsgesetz geschaffen
wird.
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Elke Bartz

Elke Bartz, Jahrgang 1955, ist seit Februar 1976 nach einem

Autounfall ab dem 6. und 7. Halswirbel querschnittgelähmt.

Dadurch ist sie rund um die Uhr auf Assistenz angewiesen.

Sie lebt mit ihrem ebenfalls behinderten, jedoch nicht assis-

tenznehmenden Mann Gerhard in Hollenbach, einem kleinen

Dorf im Norden Baden-Württembergs.

Nach dem Unfall war sie zunächst fünf Jahre in einem Heim

für körperbehinderte Menschen untergebracht. 1981 zog

sie mit ihrem Mann in ein eigenes Haus, wo sie bis 1990 von

Zivildienstleistenden die notwendige Unterstützung bekam.

Seit 1991 ist sie selbst Arbeitgeberin für ihre Assistentinnen.

Seit etwa dieser Zeit engagiert sie sich in der Selbstbestimmt-

Leben-Bewegung für und mit Menschen mit Behinderungen,

sowohl in der Beratung als auch in der politischen und der

Öffentlichkeitsarbeit, sowie seit mehreren Jahren als Redak-

teurin beim online-Nachrichtendienst kobinet-nachrichten.

Seit der Gründung des Forums selbstbestimmter Assistenz

behinderter Menschen (ForseA) als eingetragener Verein im

Jahr 1996 ist sie dessen Vorsitzende.

Sie arbeitet in diversen Gremien mit wie zum Beispiel der Ar-

beitsgruppe zum Persönlichen Budget der Bundesarbeitsge-

meinschaft für Rehabilitation (BAR) und der Bundesinitiative

„Daheim statt Heim“. Ferner war sie Mitglied der Arbeits-

gruppe Persönliches Budget im Baden-Württembergischen

Modellprojekt, sowie dem Arbeitskreis teilhabeorientierte

Pflege (Reform der Pflegeversicherung) bei der Bundesbehin-

dertenbeauftragten.

Neben zahlreichen Artikeln zu verschiedenen Themen rund

um Behinderung und Bücherbeteiligungen hat sie den „Rat-

geber für behinderte ArbeitgeberInnen und solche, die es

werden wollen“ und „Das Persönliche Budget – Ein Hand-

buch für Leistungsberechtigte“ verfasst.

Sie wirkt als Referentin und Moderatorin bei vielen Tagun-

gen, Seminaren usw. mit, in der letzten Zeit überwiegend

zum Thema Persönliches Budget.
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Persönliche Situation

Im Februar 1976 änderte sich mein Leben innerhalb weni-

ger Sekunden. An diesem Tag verunglückte ich als Beifah-

rerin in dem Auto meines damaligen Mannes. Seither bin

ich ab dem sechsten und siebten Halswirbel querschnitt-

gelähmt und rund um die Uhr auf personelle Hilfen ange-

wiesen. Damals war es üblich, mit einer solch schweren

Behinderung entweder von Familienangehörigen versorgt

oder in einem Heim untergebracht zu werden. Dabei

musste man noch froh sein, wenn das eine so genannte

Einrichtung der Eingliederungshilfe und nicht ein Alten-

heim war. Auch ich sollte, gerade einundzwanzig Jahre

alt, unmittelbar nach der medizinischen Rehabilitation in

ein solches Altenheim. Die Versorgung durch meinen

damaligen Mann oder meine Herkunftsfamilie kam nicht

in Frage.

Als Alternative wurde mir eine Einrichtung für behinderte

Menschen angeboten, vierhundert Kilometer von meiner

Heimat – dem Ruhrgebiet – entfernt. Froh, dem Altenheim

entronnen zu sein, stimmte ich zu, direkt von der Rehakli-

nik in dieses Heim gebracht zu werden. Mangels positiverer

Zukunftsperspektiven versuchte ich mich mit der Situation

zu arrangieren, zu genießen, nicht selbst kochen, putzen,

bügeln zu müssen. Doch nach einem halben Jahr wurde

die Situation immer unerträglicher für mich. Zwar musste

ich nicht mehr kochen usw., konnte aber auch nicht mehr

selbst entscheiden, wann und geschweige denn, was ich

essen wollte. Mein ganzes Leben war von den engen Struk-

turen des Heimlebens geprägt. Selbstbestimmung war ein

Fremdwort geworden.

So war ich sehr fasziniert, als ich nach etwa einem Jahr

einen ebenfalls halswirbelgelähmten Mann kennen lernte,

der mit Unterstützung durch Zivildienstleistende in seiner

eigenen Wohnung lebte. Mein Entschluss, nicht den Rest

meines Lebens in einer Einrichtung verbringen zu wollen,

verfestigte sich als ich 1978 meinen jetzigen, durch eine

Poliomyelitis (Kinderlähmung) behinderten Mann kennen

lernte. 1981 war es endlich so weit: Wir hatten ein Haus

gebaut, nachdem wir über ein Jahr vergebens nach einer

barrierefreien Wohnung gesucht hatten, und zogen dort

ein. Kurz darauf haben wir geheiratet.

Neun Jahre lang, bis 1990, funktionierte die Versorgung

durch Zivildienstleistende im Rahmen der so genannten In-

dividuellen Schwerstbehindertenbetreuung (ISB) mehr oder

weniger gut. Der ständige Wechsel und die Tatsache, auch

bei der Körperpflege auf die Hilfe junger Männer angewie-

sen zu sein, waren oft problematisch. Sie waren aber zu

diesem Zeitpunkt die vermeintlich einzige Alternative zum

Heim und somit das kleinere Übel.

Zusammenbruch der Versorgungsstruktur

Im August 1990 brach die ganze Versorgungsstruktur zu-

sammen. Durch die damalige Kürzung der Wehr- und da-

mit verbundene Zivildienstzeit hatte ich innerhalb einer

Woche keinen Zivi mehr. Die Monate, die darauf folgten,

waren die schlimmsten meines Lebens. Ich kaufte mir stun-

denweise Hilfen von ambulanten Diensten, die bis zu sieb-

zig Kilometern entfernt waren. Meine selbst stark beruf-

lich eingespannten Schwägerinnen halfen zusätzlich, die

schlimmste Zeit einigermaßen zu überbrücken.

Anfang 1991 erfuhr ich durch Zufall vom Arbeitgebermo-

dell und hörte erstmals Begriffe wie Persönliche Assistenz

statt Betreuung. Ich wusste sofort: Das ist, was ich will und

was ich brauche, um weiter in Freiheit und Menschen-

würde leben zu können.

Die Kosten für die Zivis konnten wir unproblematisch selbst

finanzieren, denn zwei Drittel meiner unfallbedingten Kos-

ten muss eine Autohaftpflichtversicherung bezahlen. Ein

Drittel muss ich selbst finanzieren, da ich bei meinem Unfall

nicht angeschnallt war. Die Kosten für selbst eingestellte

Assistenzkräfte überstiegen die der Kosten für die Zivis, die

wir sehr günstig, nämlich für 1407 DM im Monat bekom-

men hatten, um ein Mehrfaches. Nun konnten wir das Drit-

tel Eigenanteil nicht mehr selbst tragen.

Über Assistenz selbst bestimmen – Assistenz, Schlüssel zur

Selbstbestimmung behinderter Menschen

Persönliche Assistenz – ein Menschenrecht!

Beitrag von Elke Bartz
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Deshalb beantragten wir die Kostenübernahme bei unse-

rem zuständigen Träger der Sozialhilfe. Diesem waren die

Kosten zu hoch. Der Vorschlag der Behörde lautete, ich

solle mich von meinem Mann trennen und zurück ins Heim

ziehen. Er könne mich ja nach Feierabend und am Wochen-

ende besuchen.

Es dauerte letztendlich bis Juni 1994, bis wir die Kosten-

übernahme vor dem Verwaltungsgericht Stuttgart durch-

gekämpft hatten. Wir konnten die Zwischenzeit nur

überstehen, weil wir neben zwei fest eingestellten Assis-

tenzkräften stets einen Zivi hatten, der die Kosten niedrig

und unter dem Limit des Sozialhilfeträgers hielt.

„Geiselhaft“

Da mein Mann voll berufstätig ist und ich eine Erwerbsun-

fähigkeitsrente beziehe, müssen wir derzeit jeden Monat

ca. 1300 € selbst für meine Assistenzkosten aufbringen.

Diese rund 1300 € bedeuten für uns eine erhebliche Be-

nachteiligung gegenüber anderen Menschen, die das glei-

che Einkommen haben, aber nicht auf Assistenz angewie-

sen sind.

Die Benachteiligungen enden damit noch lange nicht: Von

dem uns verbleibenden Einkommen, das nicht für die Assis-

tenz eingesetzt werden muss, dürfen wir keine Ansparun-

gen für größere Anschaffungen machen, denn alles was

einen geringen Freibetrag übersteigt, muss wieder für die

Assistenzkosten eingesetzt werden. Folglich müssen grö-

ßere Anschaffungen über Kredite finanziert werden, was

natürlich Zinszahlungen zur Folge hat. Obwohl uns diese

1300 € unseres monatlichen Einkommens nicht zur Verfü-

gung stehen, werden wir in anderen Bereichen wie zum

Beispiel bei den Befreiungen für Medikamentenzuzahlun-

gen behandelt, als wenn wir dieses Geld hätten. Mein

Mann, der nicht auf Persönliche Assistenz angewiesen ist

und ohne mich über sein Einkommen frei verfügen könnte,

wird Zeit seines Lebens in „Geiselhaft“ genommen. Dabei

hat er noch „Glück“, selbst behindert zu sein. So muss er

nicht neben dem Einsatz seines Einkommens auch noch

einen Teil der Hilfen für mich erbringen. Das wird in der

Regel von nicht behinderten PartnerInnen, selbst wenn

diese voll berufstätig sind, erwartet. Als Folge dieser Be-

lastung sind schon viele Ehen und Partnerschaften zerbro-

chen.

Es war ein langer, oft zermürbender Kampf gegen den So-

zialhilfeträger, der auch bis heute noch gesundheitliche

Folgen hat. Ich würde ihn jedoch jederzeit wieder austra-

gen, denn das Ergebnis ist es wert. Mit der Persönlichen

Assistenz ist es mit möglich, ein selbstbestimmtes Leben

mit meinem Mann in unserem Haus zu führen wie es un-

zählige andere Frauen auch tun. Ohne Assistenz könnte

ich nicht an dieser Tagung teilnehmen oder gar für ihre

Mitorganisation verantwortlich sein. Ohne Assistenz hätte

mein Leben nicht annähernd die Qualität wie heute.

Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Persönlichen

Assistenz

Mein persönliches Beispiel zeigt, wie schwierig die Umset-

zung der Persönlichen Assistenz ist. Dabei geht es nicht

ausschließlich um die Persönliche Assistenz im Arbeitgeber-

modell. Die Finanzierung der Assistenz mittels einer Assis-

tenzgenossenschaft oder eines ambulanten Dienstes ist ge-

nauso problematisch.

Diese Schwierigkeiten beruhen in den seltensten Fällen an

den (noch) nicht vorhandenen Fähigkeiten der behinderten

Menschen. Ursache sind vielmehr die Leistungsverweige-

rungen der bis zu sieben möglichen Kostenträger. Entweder

sind ihnen die Gesamtkosten zu hoch, oder sie erkennen

den Bedarf nicht im zeitlich notwendigen Umfang an.

Das gegliederte Sozialversicherungssystem, mit den Kosten-

trägern wie Kranken- und Pflegeversicherung, Unfallver-

sicherungen, Arbeitslosenversicherung sowie dem Integrati-



Beitrag von Elke Bartz 15

onsamt und den örtlichen und überörtlichen Trägern der

Sozialhilfe erschwert den Zugang zu den notwendigen Leis-

tungen. Jeder einzelne von ihnen fürchtet, Kosten zu über-

nehmen, die nicht in seinen Zuständigkeitsbereich fallen.

Ein „Verschiebebahnhof der Kosten“ ist die Folge. Die Ein-

richtung der Gemeinsamen Servicestellen haben auch sechs

Jahre nach Einführung des SGB IX (noch) keine nachhaltige

Verbesserung der Situation gebracht.

„Wertigkeitsliste“ für verschiedene Assistenzleistungen

Nicht jeder notwendigen Assistenzleistung wird die gleiche

Bedeutung zugemessen. Vielmehr gibt es eine Art „Wertig-

keitsliste“. Die „Rangfolge“ lautet in etwa: Behandlungs-

pflege, Grundpflege, Arbeitsassistenz, Assistenz in Schule

und Ausbildung, hauswirtschaftliche Versorgung, Kommu-

nikation / Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft/Unter-

stützung bei Freizeitaktivitäten. Das erschwert die Anerken-

nung der individuellen Bedarfe zusätzlich.

Der zuvor ganzheitliche Ansatz von Assistenz/Pflege wurde

durch die Einführung der Pflegeversicherung im Jahr 1995

und die medizinisch-defizitäre Definition zunichte gemacht.

Dies gilt insbesondere, da sich die Träger der Sozialhilfe zu-

nehmend auf die Definition von Pflege nach dem Pflegever-

sicherungsgesetz (SGB XI) berufen und das dem SGB XII

eigene Prinzip der individuellen Bedarfsdeckung auszuhöh-

len versuchen.

Die ganzheitliche Betrachtung von Assistenz/Pflege wird

zusätzlich durch die Unterscheidung von Hilfe zur Pflege

und der Eingliederungshilfe untergraben. Zur Einglie-

derungshilfe zählen Assistenzleistungen zur Teilhabe am

Leben in der Gemeinschaft, die nicht zur Hilfe zur Pflege

zählen.

Probleme in verschiedenen Lebenssituationen

Etliche weitere Probleme erschweren Assistenznehmenden

Menschen die chancengleiche Teilhabe am Leben in der Ge-

meinschaft:

Studierende weisen auf ihre Schwierigkeiten bei der Finan-

zierung von Studiumsbegleitung im Allgemeinen, sowie

bei Auslandssemestern im Besonderen hin. Da sie noch

keine abgeschlossene Ausbildung haben, können sie die

Leistungen im Rahmen der Arbeitsassistenz nicht bean-

spruchen. Da Sozialhilfeleistungen nur sehr begrenzt ins

Ausland transferiert werden können, ist ein Auslandstu-

dium kaum möglich.

Behinderte Eltern, die bei der Pflege und/oder Erziehung

ihrer Kinder auf personelle Hilfen angewiesen sind, bekom-

men diese nur sehr selten finanziert. Eltern, die ihre behin-

derten Kinder nicht in eine Einrichtung geben wollen, sind

gegenüber Eltern von stationär untergebrachten Kindern

benachteiligt. Letztere müssen nur noch maximal 26 €
monatlich für die stationäre Versorgung aufbringen. Eltern

ambulant versorgter Kinder hingegen müssen, je nach

Einkommen, wesentlich höhere Eigenbeteiligungen leisten.

Die rechtlichen Grundlagen für die Finanzierung von Assis-

tenzleistungen bei längeren Urlaubsaufenthalten im euro-

päischen Ausland, sowie Urlauben im nicht europäischen

Ausland durch die Träger der Sozialhilfe sind völlig un-

zureichend. Die Kostenübernahme für einen höheren Assis-

tenzbedarf im Urlaub wird in der Regel von den Trägern der

Sozialhilfe verweigert.

Besondere Schwierigkeiten ergeben sich für Assistenzneh-

mende Menschen bei Krankenhausaufenthalten und me-

dizinischen Rehabilitationsmaßnahmen (Kuren). Viele Kran-



Beitrag von Elke Bartz16

kenhäuser und Kurkliniken sind den besonderen Bedürfnis-

sen behinderter Menschen in der Regel nicht gewachsen.

Dieser besondere Hilfebedarf beruht nicht auf der akuten

Erkrankung, sondern ist stets vorhanden. Wenn die betrof-

fenen behinderten Menschen die auf ihre speziellen Bedürf-

nisse eingearbeiteten Assistenzpersonen nicht mit in die

Klinik nehmen dürfen, drohen Unterversorgungen bis zu

konkreten gesundheitlichen Gefährdungen.

Im Gegensatz zu nicht behinderten Bürgerinnen und Bür-

gern müssen viele behinderte, auf Assistenz Angewiesene

ihr Leben in Module und Leistungskomplexe pressen las-

sen. Schon für alte Menschen sind diese Leistungskomplexe

selten „passend“. Bei behinderten Menschen gehen sie an

der Alltagsrealität gänzlich vorbei. Oft werden Hilfeleistun-

gen gleichzeitig oder in direkter Nachfolge zueinander er-

bracht, die in den Zuständigkeitsbereich mehrerer verschie-

dener Kostenträger fallen. Eine Auseinanderdefinierung

hat mit einer normalen gleichberechtigten Lebensführung

nicht das geringste zu tun.

Die Deckung der Bedarfe, oder besser, die Befriedigung der

individuellen Bedürfnisse, sind die Basis für ein selbstbe-

stimmtes, gleichberechtigtes Leben. Die Hilfe zur Pflege ist

dabei ebenso Bestandteil der Persönlichen Assistenz (wer

nicht angezogen wird oder nichts zu essen bekommt, kann

auch nicht zur Arbeit oder zum Einkaufen gehen, etc.) wie

alle anderen möglichen Assistenzleistungen.

Problematische Gesetzgebung

Obwohl wir es mit einer bundesweit einheitlichen Gesetz-

gebung zu tun haben, werden diese Gesetze nicht nur in

den einzelnen Bundesländern, sondern von Kommune zu

Kommune unterschiedlich definiert und angewandt. Ist es

in der einen Stadt einigermaßen leicht, die Kostenüber-

nahme für die individuell notwendigen Assistenzleistungen

bewilligt zu bekommen, ist sie in der Nachbargemeinde

nur über den Klageweg durchzusetzen. Damit wird das im

Grundgesetz verankerte Recht auf Freizügigkeit ausgehe-

belt. Ein Assistenz nehmender Mensch muss genau über-

legen, wo er leben will, wo er die größten Chancen hat,

seine notwendigen Assistenzleistungen finanziert zu be-

kommen. Ein Umzug wird gravierend erschwert, denn

der einmal anerkannte Assistenzbedarf muss am neuen

Wohnort neu geltend gemacht werden. Diese Situation

hatte schon mehrfach zur Folge, dass behinderte Men-

schen auf eine Arbeitsstelle verzichten mussten, weil sie

befürchteten, am künftigen Wohnort keine ausreichen-

den Assistenzleistungen mehr zur Verfügung zu haben.

Assistentinnen und Assistenten, die nach einem Umzug

an einen anderen Wohnort wieder in diesem Bereich tätig

sein wollen, sehen sich ebenfalls einer sehr unsicheren Si-

tuation gegenüber. Bekamen sie seither unproblematisch

Tariflohn, Urlaubs- und Weihnachtsgeld, kann ihnen ihr

zukünftiger Chef unter Umständen lediglich 7 € „cash“ be-

zahlen. Damit sind legale Arbeitsverhältnisse unmöglich.

Novellierungen notwendig

Rund zweitausend behinderte Arbeitgeberinnen und Ar-

beitgeber, sowie andere, die ihre Persönliche Assistenz über

eine Assistenzgenossenschaft oder einen ambulanten

Dienst erhalten, leben nicht in einem rechtsfreien Raum.

Die aktuelle Gesetzgebung bzw. deren Umsetzung ist je-

doch unzulänglich. Assistenznehmende Menschen müssen

ihre Rechte häufig in langwierigen und kostenintensiven

Rechtsverfahren erstreiten. Der Verwaltungsaufwand, be-

dingt durch die Zuständigkeiten von mehreren verschiede-

nen Kostenträgern, verursacht ebenfalls erhebliche Kosten.

Das gleiche gilt für Mehrfachbegutachtungen bei der Be-

darfsermittlung, da jeder einzelne Kostenträger eigene

Gutachten (z.B. durch den Medizinischen Dienst der Kran-

kenkassen und den Allgemeinen Sozialen Dienst) erstellen

lässt. Weiterhin sind die Hilfe zur Pflege (§§ 61 ff, SGB XII)

sowie die Eingliederungshilfe (§§ 53 ff, SGB XII) im Sozialhil-

ferecht deplaziert. Durch das SGB XII sollen vorübergehende

Notlagen gemildert bzw. beseitigt werden. Auf Persönliche

Assistenz sind behinderte Menschen in der Regel zeit ihres

Lebens angewiesen.

Verbesserte gesetzliche Grundlagen helfen Rechtsansprü-

che leichter umzusetzen und Kosten im Verwaltungsbereich

zu senken, ohne Leistungskürzungen und damit Unterver-

sorgung zur Folge zu haben.

Chancengleichheit in sämtlichen Bereichen des Alltagsle-

bens für alle Menschen mit Bedarf an Persönlicher Assis-

tenz kann nur erfolgen, wenn die Finanzierung aus einer

Hand und als Komplexleistung auf Zeitbasis erfolgt. Es gilt

hierzu sinnvolle und der Lebensrealität behinderter Men-

schen entsprechende Konzepte – möglicherweise durch ein

Assistenzleistungsgesetz – zu entwickeln.
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Dr. Adolf Ratzka,

Independent Living Institute,

Schweden

Rebell im Rollstuhl

Experte in eigener Sache

Adolf Ratzka betrachtet Schweden zwar nicht als sein Flucht-

ort, aber Bayern ist keine Alternative für ihn und seine Fami-

lie. In Schweden bekommt der 59-jährige Sozial-Experte all

die Hilfe, die er für ein selbstbestimmtes Leben braucht. „In

Deutschland würde man mich für meine Behinderung bestra-

fen: Meine Frau könnte nicht arbeiten, sondern sie müsste

für mich da sein. Wir hätten den Lebensstandard von Sozial-

hilfe-Empfängern“, sagt er.

Als 17-Jähriger erkrankt Ratzka an Kinderlähmung. Damals

lebt er noch im oberbayerischen Manching. Heute ist der

Rollstuhl-Fahrer als Verfechter eines selbstbestimmten Lebens

für Menschen mit Behinderungen in der deutschen Sozialpo-

litik ein gefragter Experte. In Stockholm leitet der Soziologe

das Institute on Independent Living. Geradezu beschwöre-

risch tritt Ratzka in seiner alten Heimat auf, wenn er zum

Thema „Selbstbestimmtes Leben für behinderte Menschen“

das Wort ergreift.

Immer wieder erläutert er in Diskussionsrunden und auf Vor-

tragsreisen die Vorteile des schwedischen Unterstützungs-

Modells. Die Sozialversicherung in Schweden ermittelt den

individüllen Unterstützungsbedarf der behinderten Men-

schen und gibt ihnen – trotz Sparzwang – ein persönliches

Budget, damit sie ihre Hilfskräfte selbst anstellen und ein

unabhängiges Leben führen können. In Bayern leben nach

Angaben des Statistischen Landesamtes etwa 26.800 Men-

schen mit Behinderungen in Heimen oder in betreuten Wohn-

anlagen. Wer wie Ratzka lieber in den eigenen vier Wänden

wohnen und als Arbeitgeber seine Hilfskräfte selbst anstellen

möchte, bekommt nach dem Bundessozialhilfegesetz vom

Sozialamt in der Regel nur das Geld bis zur Höhe der erheb-

lich niedrigeren Heimkosten.

Ratzka ruft zum Widerstand auf: Insbesondere in Würzburg,

wo in den letzten Jahren Menschen mit Schwerstbehinde-

rung vermehrt vor dem Verwaltungsgericht mit dem Sozial-

amt um eine selbst organisierte Hilfe streiten, ermutigt er die

Kläger.
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Sozialpolitik wird nicht von Menschen geformt, deren Le-

bensqualität von ihr abhängt, sondern von Politikern, Be-

amten und Lobbyisten, deren Eigeninteresse selten mit den

Interessen der behinderten Zielgruppe übereinstimmt. In

den meisten Ländern lebt ein Grossteil der Menschen mit

umfassendem Assistenzbedarf in Einrichtungen. Die Verfil-

zung von politischen und wirtschaftlichen Interessen der

Heimindustrie lässt allenfalls minimale Veränderungen in-

nerhalb der bestehenden Lösungen zu. Ich bin überzeugt,

dass die Entwicklung durch Quantensprünge, über die

Köpfe der status quo Verteidiger hinweg und ausserhalb

der bestehenden Machtstrukturen angetrieben werden

muss.

Das folgende Beispiel beschreibt einen solchen Quanten-

sprung, der von den Betroffenen selbst erkämpft wurde.

Im Jahre 1984 bildete sich unter meiner Führung eine Selbst-

bestimmt Leben Gruppe in Stockholm mit 22 assistenzab-

hängigen Menschen. Unsere Forderung an die Stadtverwal-

tung war: gebt uns das Geld, das ihr für unsere ambulanten

Gemeindedienste ausgebt – Dienste, mit denen wir nicht

zufrieden waren, die uns mehr abhängig als unabhängig

machten.

Nach 3 Jahren politischen Kampfes konnten wir ein Pilotpro-

jekt starten und eine Genossenschaft bilden, die als Arbeit-

geber unserer Assistenten fungierte und alle anderen Auf-

gaben an den einzelnen Teilnehmer delegierte, wie das Be-

schaffen, Ausbilden, Anlernen und Anleiten der Assistenten.

Wir nannten uns STIL, Stockholmer Genossenschaft für In-

dependent Living. STIL erreichte, dass der Assistenzbedarf

jedes Teilnehmers in der Anzahl Stunden ausgedrückt

wurde, die er oder sie für Assistenz für alle Lebensbereiche

benötigte – also auch für Haushalt, am Arbeits- oder Stu-

dienplatz, in Freizeit und Urlaub oder für praktische Hilfe

für Kleinkinder. STIL erreichte auch, dass der Stundensatz

pro Assistenzstunde nicht nur für Assistenzlöhne und Lohn-

nebenkosten sondern auch für Verwaltungskosten und

Assistenzunkosten für z.B. begleitende Assistenten bei Rei-

sen ausreichte.

Das Projekt bekam grosse mediale Aufmerksamkeit. Einige

Jahre später, als die Sozialdemokraten die Macht verloren,

wurde unsere Lösung schwedisches Gesetz.

Rückblickend kann man sagen, dass die Assistenzreform

ohne STILs Vorarbeit, ohne Regierungswechsel und ohne

das Engagement des damaligen liberalen Sozialministers

Bengt Westerberg nie Wirklichkeit geworden wäre. Aber

die wichtigste Voraussetzung war das Fehlen einer öffent-

lichen oder privaten Heimindustrie.

Die Highlights der Reform

Grundlage der schwedischen staatlichen Assistenzgelder

ist das Gesetz LASS, das seit 1994 in Kraft ist und einem

genau definierten Personenkreis einen gesetzlichen An-

spruch zusichert. Es handelt sich dabei nicht um eine ob-

ligatorische Versicherung wie z.B. die deutsche Pflegeversi-

cherung, sondern um Leistungen des Sozialversicherungs-

systems, das durch die staatliche Einkommenssteuer finan-

ziert wird und neben Assistenzgelder auch allgemeine

Sozialversicherungsleistungen auszahlt wie Rente, Kran-

kengeld, Kindergeld. Jährlich zahlt die Sozialversicherung

45 Milliarden Euro aus, davon 4% oder 1,6 Milliarden

Euros für persönliche Assistenz.

Die Detailregelung, z.B. Gelderauszahlung, Kostennach-

weis, Abrechnungsperiode, etc. übernahm die Sozialversi-

cherung grösstenteils von der Lösung, die wir jahrelang

in der STIL-Genossenschaft ausgearbeitet und auf Gemein-

deebene erprobt hatten. Hätte die Sozialversicherung die

Ausführungsbestimmungen selbst erarbeitet, hätten wir

heute Lösungen, die zwar den bürokratischen Bedürfnissen

der Behörde gerecht werden aber nicht unserem Streben

nach Selbstbestimmung.

– Der Bedarf wird in der Anzahl von Assistenzstunden

ausgedrückt, die man für alle Lebensbereiche benö-

tigt. Es gibt also keine Pflegestufen.

– Die Stunden sollen den Assistenzbedarf in allen Le-

Erfahrungen mit der schwedischen
Assistenzreform von 1994

Beitrag von Dr. Adolf Ratzka
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bensbereichen voll abdecken. Entscheidungen der

Sozialversicherung sind überklagbar und werden alle

2 Jahre überprüft.

– Assistenzgelder sind steuerfrei und einkommens- und

vermögensunabhängig. Man darf also arbeiten –

sogar reich sein – um die Gelder ohne Eigenbeteili-

gung erhalten zu können.

– Die Verwendung der Gelder muss nachgewiesen wer-

den (die Zahl der verbrauchten Stunden wird durch

die Unterschrift der jeweiligen Assistenten einmal im

Monat bestätigt)

– Der Assistenzstundensatz – eine Pauschale – umfasst

den Stundenlohn der Assistenten, alle Gehaltsneben-

kosten wie Sozialversicherung sowie Verwaltungs-

kosten. Der Betrag wird jedes Jahr der Inflationsrate

angepasst und beträgt z.Z. umgerechnet 24 € die

Stunde.

– Bezieher der Assistenzgelder können damit ihre As-

sistenz vom Anbieter ihrer Wahl kaufen: Gemeinden,

privaten gewinnorientierten Firmen, Assistenzneh-

mergenossenschaften oder man kann seine Assisten-

ten als Arbeitgeber selbst anstellen. Die Höhe der

Assistenzgelder ist unabhängig vom Anbieter. Der

Stundensatz bleibt also gleich, ob ich meine Assis-

tenz von einer Firma kaufe oder selbst Assistenten

anstelle.

– Assistenzgelder bekommt man nicht, wenn man in

einer Einrichtung lebt.

– Man bezieht die Assistenzgelder unabhängig vom

Wohnort. Ausserhalb Schwedens, aber noch inner-

halb der EU, für maximal12 Monate, ausserhalb der

EU 6 Monate.

Einige Schattenseiten der Reform

– Man muss mindestens 20 Assistenzstunden/Woche

für Grundpflege brauchen wie Hilfe beim Essen,

Anziehen, persönliche Hygiene oder Kommunikation

(bei nichtverbalen Personen).

– Assistenzgelder werden zwar zeitlich unbegrenzt aus-

bezahlt, aber nur an Menschen, die vor dem 65.

Lebensjahr Assistenzbenutzer werden. Also: wenn

Schlaganfall, dann vor und nicht nach dem 65. Ge-

burtstag!

Diese Kriterien begrenzen den Personenkreis auf rund

14 000 Menschen bei einer Gesamtbevölkerung von 9 Mil-

lionen Einwohnern. Wenn man weniger als 20 Wochen-

stunden für die grundlegenden Bedürfnisse braucht oder

beim Assistenzdebüt älter als 65 ist, bekommt man Assis-

tenz von der Gemeinde als Sach- oder Geldleistung.

Die Reform besteht nun seit 13 Jahren, Was hat sie be-

wirkt?

Sie ist vor allem bei den Assistenznehmern, ihren Angehöri-

gen und Freunden ungeheuer beliebt: keine Aufopferung

der Familienmitglieder mehr, um ihren behinderten Kin-

dern, Ehepartner oder Eltern den Umzug ins Heim zu erspa-

ren. Assistenznehmer können sich unabhängig von den

Ressourcen der Familie ein eigenes Leben aufbauen mit

Ausbildung in Regelschulen, mit Beruf – nicht nur Arbeit

in beschützenden Werkstätten, können sich mit Hilfe ihrer

Assistenten frei in der Stadt bewegen, reisen – und vor
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allem, können sich in jemanden verlieben ohne dass der

Partner aus Angst vor der lebenslangen unbezahlten Pflege-

arbeit davonläuft, können eine Familie gründen, denn man

bekommt Assistenzstunden, um sich die Arbeit für Kinder

und Haushalt teilen zu können.

Grosseinrichtungen gibt es schon lange nicht mehr in Schwe-

den. Abgesehen von 5 000 Menschen mit Mehrfachbe-

hinderungen, die sich sogenannte Gruppenwohnungen für

höchstens 5 Personen teilen, gibt es keine Heime.

Die Reform ist ein wichtiges arbeitsmarktpolitisches Instru-

ment geworden. Sie ermöglicht Assistenznehmern zu arbei-

ten – ich wäre ohne meinen Assistenten jetzt nicht hier,

könnte überhaupt nicht arbeiten. Meine Frau kann ihrem

eigenen Beruf nachgehen und zu ihren Tagungen reisen –

Hauptsache, dass einer von uns bei unserer Tochter daheim-

bleibt.

Die rund 14 000 Assistenznehmer beschäftigen zusammen

etwa 45 000 Assistenten – so viele Arbeitnehmer wie der

Telekomriese Ericsson. Damit ist unsere Gruppe einer der

grössten Arbeitgeber des Landes. „Personlig assistent“ ist

eine Kategorie im Arbeitsamt. Viele unserer Assistenten ge-

hören zu Gruppen mit hoher struktureller Arbeitslosigkeit,

wie Jugendliche, Immigranten oder Eltern mit Kleinkindern.

Die Assistenzgelder machen aus Pflegefällen Kunden, die

von etwa 300 Gemeinden und 300 privaten Firmen – ins-

gesamt rund 600 Anbieter – umworben werden. Der Markt

ist von Konkurrenz und zunehmender Spezialisierung auf

verschiedene Kundengruppen geprägt.

Der Grossteil der Bezieher der Assistenzgelder wählt die

ambulanten Gemeindedienste, deren Marktanteil zwischen

1994 und 2004 von 68 auf 62 % gesunken ist – zugun-

sten der privaten Firmen, deren Anteil in der gleichen Zeit

von 14 % auf 23 % stieg. Weitere 12 % der Assistenz-

nehmer haben sich in Assistenznehmergenossenschaften

zusammengeschlossen. 4 % sind Arbeitgeber ihrer Assis-

tenten.

Welche Lehren kann man aus diesen Erfahrungen für

die Bundesrepublik ziehen?

Um assistenzabhängigen Menschen Heimverwahrung zu

ersparen und ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen

sind Assistenzlösungen mit den folgenden Eigenschaften

erforderlich:

Assistenznehmer müssen die maximale Wahlfreiheit haben.

Dies erreicht man durch Geldleistungen, die dem Assistenz-

nehmer und nicht dem Anbieter folgen. Die Höhe der Be-

träge darf nur vom Assistenzbedarf abhängig sein und

nicht von der Art des Dienstbetreibers. Die Höhe der Geld-

leistungen darf nicht voraussetzen, dass Assistenznehmer

die Arbeitgeberverantwortung und den damit verbundenen

Verwaltungsaufwand ehrenamtlich übernehmen. Stunden-

sätze müssen auch privaten Firmen wirtschaftlichen Anreiz

bieten. Solange nur Hungerlöhne oder Schwarzarbeitlöhne

bezahlt werden, können nur diejenigen Assistenznehmer

einigermassen ihren Stundenbedarf decken, die Zeit, Ener-

gie und organisatorisches Talent haben und an der Grenze

der Legalität lavieren. Das schwedische Beispiel zeigt, dass

selbst bei optimalen Bedingungen und völlig freier Wahl

weniger als 4% der Assistenznehmer das Arbeitgebermo-

dell wählen.

Ohne diese Voraussetzungen wird der Grossteil der assis-

tenzabhängigen Menschen auch in Zukunft in die Ab-

hängigkeit ihrer Familie oder ins Heim gezwungen und

ihre Menschenrechte werden auch weiterhin mit Füssen

getreten.

Literaturhinweise

Richtlinien für eine beispielhafte nationale Gesetzgebung

für persönliche Assistenz:

www.independentliving.org/docs6/ratzka200410a-de.pdf

Virtuelle Voltextbibliothek des Independent Living Institutes:

www.independentliving.org/library.html
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Chris Bayerlein

Arbeitet im Zentrum für selbstbestimmtes Leben behinderter

Menschen, Mainz e. V. in der Regionalstelle Koblenz und be-

rät dort seit mehreren Jahren zum Thema Assistenz und Ar-

beitgebermodell. Seit knapp 7 Jahren ist er selbst Arbeitgeber,

organisiert also die Assistenz im Rahmen des Arbeitgebermo-

dells. Da er in seinem Studium das Nebenfach Wirtschaftswis-

senschaften belegt hat, versucht er eine volkswirtschaftliche

Analyse zum Thema Assistenz und Arbeitgebermodell.
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Persönliche Assistenz bedeutet einen enormen Gewinn an

Lebensqualität, das haben persönliche Beispiele und Erfah-

rungen während der Konferenz gezeigt. Die Schilderungen

meiner Mitreferenten zeigten eindrucksvoll, welche Mög-

lichkeiten sich Betroffenen bieten, wenn die Hilfe von ihnen

selbst organisiert wird. Nur so ist ein selbstbestimmtes Le-

ben im umfassenden Sinn möglich. Immer wieder kommt

gerade auch aus der Öffentlichkeit die Frage auf, wie viel

persönliche Assistenz den Steuerzahler kostet. Politiker sind

verunsichert durch die Frage, wie ein Assistenzleistungsge-

setz finanziert werden könnte und schrecken vor möglichen

Kosten zurück. Positive Beispiele aus unter anderem den

skandinavischen Ländern zeigen aber, dass eine Finanzie-

rung von persönlicher Assistenz durchaus machbar ist, und

zwar auch vermögens- und einkommensunabhängig.

Im Folgenden wollen wir uns näher mit den volkswirtschaft-

lichen Aspekten des Arbeitgebermodells beschäftigen. Ma-

kroökonomisch gesehen ist Assistenz mit keinerlei „Kosten“

verbunden. Man redet deswegen auch von Transferleistun-

gen, weil Gelder umverteilt werden, also ein Transfer zwi-

schen den Bürgern des Staates stattfindet. Das Vermögen

oder gesamte Einkommen aller Haushalte bleibt aber in der

Summe durch eine solche Umverteilung gleich. Es stellt sich

also lediglich die Frage, ob ein solcher Transfer gerecht ist

und durch diejenigen, denen Geld entzogen wird finanziert

werden kann.

Zur Frage, ob eine Umverteilung durch ein Assistenzleis-

tungsgesetz gerecht ist, möchte ich nur ein paar wenige

Stichpunkte nennen. Zum einen wird der Paradigmen-

wechsel von der Fürsorge zur Teilhabe von allen Akteuren

der Politik gepredigt, zum anderen ist aber auch ein sol-

cher Wandel in der Sichtweise gesellschaftlich mittlerweile

weit verbreitet. Hilfen für behinderte Menschen werden

also nicht als Almosen im Rahmen der Fürsorge angese-

hen, sondern als Ausgleich der Nachteile, die durch eine

Behinderung entstehen.

Es ist dann aber nicht nachvollziehbar, warum Menschen

mit Behinderung selbst für ihre Hilfen aufkommen müssen,

wenn diese Vermögen besitzen, und deshalb auf Assistenz

angewiesene Menschen in der Armutsfalle gefangen blei-

ben. Schließlich ist diese Armutsfalle doch wiederum eine

Benachteiligung, die eigentlich durch die Gesetzgebung

ausgeglichen werden soll.

Aus Sicht der Chancengleichheit ist es ebenfalls schwer nach-

vollziehbar, dass behinderte Menschen ihr Einkommen und

Vermögen opfern müssen, um ihre Hilfen und damit die

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu finanzieren. Letzt-

endlich ist die Perspektive auf ein Einkommen, dass der per-

sönlichen Leistung entspricht, erst ein Anreiz dafür, sich

in die Gesellschaft einzubringen und damit eine Vorausset-

zung für eine freie Entfaltung der Persönlichkeit und damit

für gleiche Chancen im Leben. Durch das Grundgesetz wird

aber garantiert, dass niemand wegen seiner Behinderung

benachteiligt werden darf. Außerdem hat jeder Mensch

nach dem Grundgesetz ein Recht auf Eigentum und freie

Entfaltung der Persönlichkeit. Alle drei Punkte werden aber

durch Anrechnung von Einkommen oder Vermögen konter-

kariert.

Die Frage der Finanzierbarkeit lässt sich mit einem Blick in

das Ausland leicht beantworten. In Schweden existiert seit

mehr als 10 Jahren ein Assistenzleistungsgesetz, bei dem

persönliche Assistenz vermögens- und einkommensunab-

hängig gewährt wird. Die schwedische Volkswirtschaft ist

durchaus vergleichbar mit der Deutschen, so dass davon

ausgegangen werden kann, dass auch hierzulande eine Fi-

nanzierung möglich ist.

Ein weiteres Argument, das die Finanzierbarkeit belegt, ist,

dass auch jetzt schon die meisten Bezieher von Assistenz-

leistungen finanziert werden können und die Anrechnung

von Einkommen und Vermögen den Haushalt nur minimal

entlastet, da behinderte Menschen oftmals sowieso nicht

über viel Einkommen und Vermögen verfügen. Vielmehr

leben Menschen mit Assistenzbedarf oftmals an der Armuts-

grenze und auf Grund der Anrechnung ist es ihnen nicht

möglich, ein Vermögen aufzubauen. Durch die komplizier-

ten Vorschriften bezüglich der Anrechnung von Einkommen

Volkswirtschaftliche Aspekte des
Assistenzmodells

Beitrag von Chris Bayerlein
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und Vermögen entstehen aber bisher bereits gewaltige Ver-

waltungskosten, die die Einsparungen durch die Anrech-

nung bei den meisten Fällen keinesfalls rechtfertigen.

Von Skeptikern wird oft das Argument verwendet, dass die

Zahl der Leistungsempfänger unberechenbar steigen könnte,

wenn man auf die Anrechnung von Einkommen und Ver-

mögen verzichten würde, da viele nach den geltenden An-

spruchsvoraussetzungen nicht in den Genuss von Leistun-

gen kommen. Hier gilt es aber, effektive Instrumente zu

finden, um den Kreis der Anspruchsberechtigten durch an-

dere Kriterien einzugrenzen oder einen entsprechenden

Kostenausgleich zu schaffen. Steht z. B. ein anderer Kosten-

träger, beispielsweise eine Versicherung zur Deckung der

Kosten zur Verfügung, so ist es durchaus sinnvoll, diese als

vorrangig zu behandeln. Auch Beeinträchtigungen, die

durch das normale Altern verursacht werden, müssten nicht

unbedingt durch das Gesetz abgedeckt werden. In Schwe-

den gibt es z. B. die Regelung, dass nur solche Personen an-

spruchsberechtigt sind, deren Behinderung vor einem be-

stimmtem Alter eingetreten ist.

Wir wollen nun kurz betrachten, welche Umverteilung ein

Assistenzleistungsgesetz zur Folge hat. Oberflächlich be-

trachtet erhält der Leistungsempfänger Geld vom Staat –

und damit von seinen Mitbürgern – und verwendet dies

zur Finanzierung seiner Assistenz.

Auf dem ersten Blick erscheint es also so, dass dem Staats-

haushalt in der Höhe des gesamten Hilfebedarfs aller Leis-

tungsberechtigten Geld durch die Leistung entzogen wird.

Betrachtet man aber die übliche konkrete Verwendung der

Gelder, so wird deutlich, dass diese Rechnung nicht auf-

geht.

Verwendet ein Leistungsempfänger die Leistung zur Finan-

zierung von persönlicher Assistenz nach dem Arbeitgeber-

modell, so werden davon die Löhne und Gehälter der As-

sistentInnen finanziert. Die Lohnkosten fließen zur Hälfte

direkt über die Sozialversicherung und Steuern zurück in

den staatlichen Kreislauf. Dieser Anteil dient also direkt der

Erhaltung der sozialen Sicherungssysteme bzw. der Stärkung

des Staatshaushalts. Neben den direkten Kosten, die durch

ein Assistenzleistungsgesetz „verursacht“ würden gilt aber

auch zu betrachten, welche weiteren Effekte ein Assistenz-

leistungsgesetz nach sich zieht, die die ökonomische Wohl-

fahrt der Gesellschaft beeinflussen.

Ein offensichtlicher Effekt ist, dass durch persönliche Assis-

tenz Arbeitsplätze geschaffen werden. Diese Arbeitsplätze

sind tatsächlich zusätzlich, es fallen an keiner anderen Stelle

außerhalb der Behindertenhilfe Arbeitsplätze weg. Die Mit-

tel, die ansonsten im Rahmen der gesetzlichen Arbeitslosen-

versicherung oder der Grundsicherung für Arbeitsfähige

entstehen würden, gäbe es diese Arbeitsplätze nicht, kön-

nen positiv bilanziert werden. Außerdem wird durch die zu-

sätzlichen Arbeitsplätze der Konsum angekurbelt, denn die

zusätzlichen Arbeitnehmer konsumieren natürlich mehr, als

wenn diese lediglich von Arbeitslosengeld oder Arbeitslo-

sengeld II leben müssten. Man kann sogar davon ausgehen,

dass der größte Anteil der Nettoeinkommen von persönli-

chen AssistentInnen in den Konsum fließt und ein recht ge-

ringer Anteil gespart wird. Durch den steigenden Konsum

wiederum fließen erneut Steuern in den Staatshaushalt,

z. B. durch die Mehrwertsteuer. Die Konsumgüter müssen

auch produziert werden und hierdurch entstehen weitere

Arbeitsplätze usw.

Das gleiche Argument lässt sich übrigens auch auf die Seite

der AssistenznehmerInnen anwenden. Wird auf eine An-

rechnung von Einkommen verzichtet, so bleibt mehr Ein-

kommen der AssistenznehmerInnen für eigene Bedarfe

übrig und fließt zu einem Großteil in den Konsum. Außer-

dem steigt durch eine erhöhte Motivation (durch Aussicht

auf ein höheres Einkommen) die Leistungsbereitschaft

der auf Assistenz angewiesen Menschen, was ebenfalls für

die Volkswirtschaft ein positiver Faktor wäre.

Wir wollen nun die Kosten von persönlicher Assistenz mit

den Kosten anderer Hilfeformen vergleichen. Auf persönli-
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cher Ebene wird leider Assistenz oft noch von den Kosten-

trägern abgelehnt, da im Einzelfall die Kosten einer statio-

nären Unterbringung niedriger sein können. Betrachtet man

aber die Summe aller Kosten für alle Hilfeempfänger, so ist

zu bezweifeln, dass ein System mit stationärer Versorgung

unterm Strich günstiger ist als eines mit konsequent durch-

gehaltener ambulanter Versorgung. Denn oftmals sind sta-

tionäre Hilfen nicht bedarfsgerecht und viele Menschen in

Heimen sind auch überversorgt und hier könnten durchaus

z. B. mit persönlichen Budgets Mittel eingespart werden.

Die hierdurch möglichen Einsparungen könnten verwendet

werden, um Assistenz für Menschen mit höherem Hilfebe-

darf zu finanzieren. Man spricht hierbei auch von Quersub-

ventionierung oder Mischfinanzierung.

In stationären Einrichtungen wird übrigens auch oft Mischfi-

nanzierung angewendet um die pauschalen Kostensätze

gering zu halten. Heime können nur deswegen Menschen

mit hohem Hilfebedarf versorgen, weil die Kosten, die

durch deren Versorgung entstehen durch Einsparungen bei

Bewohnern mit niedrigem Hilfebedarf gedeckt werden.

Warum soll auf staatlicher Ebene nicht funktionieren, was

auf Ebene einzelner Einrichtungen schon immer erfolgreich

angewendet wurde?

Ein weiteres Argument, das zeigt, warum der übliche Ver-

gleich der Kosten zwischen stationärer und ambulanter Ver-

sorgung nicht im Einzelfall funktioniert, ist, dass Heime oft

im Vorfeld schon über Investitionskostenzuschüsse finan-

ziert werden. Rechnet man diese Zuschüsse auf Einzelfälle

um, so zeigt sich, dass auch eine stationäre Versorgung ver-

gleichsweise hohe Kosten erzeugt. Einsparungen gegenüber

einer ambulanten Versorgung sind so gesehen nur auf Kos-

ten der Hilfeempfänger möglich, indem z. B. die Qualität

der Dienstleistung verringert wird oder strukturelle Unter-

versorgungen bei Menschen mit hohem Hilfebedarf in Kauf

genommen werden.

Zum Schluss unserer Betrachtungen wollen wir noch analy-

sieren, wie und auf welcher Ebene die Finanzierung erfol-

gen könnte.

Die Frage des „wie“ bezieht sich darauf, ob eine Finanzie-

rung durch eine Versicherung oder über Steuern geschehen

sollte. Ich möchte mich für eine steuerbasierte Finanzierung

aussprechen, denn hier ist der Kreis derer, die die Finan-

zierung tragen sehr groß und die Finanzierung könnte auf

breite Füße gestellt werden. In eine Versicherung würden

nur einzelne Personen einzahlen und hier wäre die Frage,

wer in den Personenkreis einbezogen wird. Würden nur

Arbeitnehmer in die Versicherung einzahlen (wie z. B. bei der

gesetzlichen Krankenversicherung), so wäre das sicherlich

nicht gerecht, denn auch Freiberufler und Unternehmer

etc. können von Behinderung bedroht sein und so potentiell

von einem Assistenzleistungsgesetz profitieren.

Die Frage, auf welcher Ebene die Finanzierung erfolgen

könnte, bezieht sich darauf, durch welche Stellen und durch

welche Töpfe die Finanzierung erfolgt. Momentan besteht

das Problem, dass Assistenz oftmals durch Hilfe zur Pflege

im Rahmen des SGB XII finanziert wird, wofür zumindest zu

50% die örtlichen Sozialhilfeträger verantwortlich sind. Die

Kosten werden also hauptsächlich auf kommunaler Ebene

getragen, was teilweise zu großen Engpässen in den Haus-

halten der Städte und Gemeinden führt.

Gerade Gemeinden mit guter Infrastruktur für behinderte

Menschen werden so aber besonders benachteiligt, denn

hier leben überproportional viele Hilfeempfänger. Kommu-

nen haben also auf diese Weise keinen Anreiz, Barrierefrei-

heit zu fördern und ein Leben in der Gemeinde zu ermög-

lichen – ganz im Gegenteil, sie würden hierfür eher bestraft.

Außerdem ist eine Quersubventionierung von Hilfeempfän-

gern mit hohem Hilfebedarf durch solche, bei denen durch

ambulante Versorgung Einsparungen erreicht werden kön-

nen, auf kommunaler Ebene schlecht möglich, da hier die

Fallzahlen zu gering sind und so statistische „Ausreißer“

einen viel höheren Einfluss auf die Gesamtkosten haben.

So spricht also alles dafür, die Finanzierung eines Assistenz-

leistungsgesetz auf möglichst hoher staatlicher Ebene an-

zusiedeln. Um Kommunen zu entlasten, könnten diese für

Hilfeempfänger zuständig bleiben, die einen geringen Hilfe-

bedarf haben – so würden die Einsparungen durch den

Übergang stationär auf ambulant an die Kommunen weiter-

gegeben werden.

Als Fazit können wir ziehen, dass ein Assistenzleistungsge-

setz sowohl gerecht als auch finanzierbar ist.

Ein selbstbestimmtes Leben würde hierdurch gefördert,

genau wie die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft.

Dem Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit würde

Rechnung getragen.

Die Finanzierung eines Assistenzleistungsgesetzes ist ohne

größere Probleme möglich, die Kosten geringer als üblicher-

weise geschätzt. Fast die gesamten Ausgaben für eine As-

sistenzleistung fließen in der einen oder anderen Weise –

direkt oder indirekt – zurück in den Staatshaushalt oder in

die Sozialversicherungen.

Die Finanzierung sollte durch Steuern auf höchster staatli-

cher Ebene geschehen, nur so können Effekte wie Mischfi-

nanzierung und Entlastung der Kommunen ausgenutzt wer-

den und die Töpfe wären auf dieser Ebene groß genug.

Außerdem ist nur hier ein volkswirtschaftliches Handeln in

großen Zusammenhängen möglich.
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Andreas Vega

Andreas Vega wurde 1960 in Darmstadt geboren und ist we-

gen einer „Spinalen Muskelatrophie“ seit frühester Kindheit

in seiner Mobilität schwer eingeschränkt. Nachdem seine

Familie vergeblich versuchte ihn in einer Regelschule einzu-

schulen, durchlief er eine „übliche Behindertenkarriere“.

Diese führte ihn von einer Sonderschule für Mehrfachbehin-

derte, über ein Internat für Behinderte mit Regelschulbesuch

nach abgeschlossener mittlerer Reife nach München zu ei-

ner Sondereinrichtung mit angeschlossener privater Fachober-

schule.

1979 gründete er mit 3 Heimbewohnern eine Wohngemein-

schaft im Landkreis München. Die finanziellen Mittel für die

notwendige Assistenz mussten gerichtlich vor dem Verwal-

tungsgericht München erstritten werden, da der Landkreis

als zuständiger Kostenträger die Übernahme verweigerte.

1984 zog Vega in eine eigene Wohnung in die Stadt München.

Seitdem betreibt er das „selbstbestimmte Assistenzmodell“

mit den damals in München so genannten „freiwilligen Hel-

fern“, die als persönliche Assistenten unter der Anleitung

von Vega in seinem Privathaushalt tätig sind. Dieses Modell

wurde einige Jahre später in das so genannte „Arbeitgeber-

modell überführt“. Der Elektrorollstuhlnutzer ist auf 24 Stun-

den Assistenz angewiesen und organisiert diese in eigener

Verantwortung.

Seit 1994 arbeitet Vega im Vorstand des Münchner Verbun-

des behinderter ArbeitgeberInnen (kurz VbA-Selbstbestimmt

Leben e.V.) mit, und betreibt mit seinen MitstreiterInnen u. a.

ein Beratungszentrum für jene, die ihre persönliche Assistenz

im Arbeitgebermodell eigenständig organisieren.

München (kobinet) In einem Film von Werner Geifrig wird

Andreas Vega vom Verbund behinderter ArbeitgeberInnen

(VbA) aus München am 7. Oktober von 14.30 - 15.00 Uhr

(3SAT) in der Sendung „Aus anderer Sicht“ porträtiert. „Ich

kann etwas bewegen Andreas Vega – ein selbstbestimmtes

Leben“, lautet der Titel des Films, der das Lebensmotto des

Münchener Elektrorollstuhlnutzers gut trifft, der u.a. den

Reisedienst des VbA mit viel Herzblut aufgebaut hat. „Der

44-jährige Andreas Vega hat eine fortschreitende Muskeler-

krankung. Er kann sich kaum noch bewegen, sitzt im Roll-

stuhl und ist rund um die Uhr auf Hilfe angewiesen. Trotz

seiner schweren Behinderung führt er jedoch ein erfülltes

selbstbestimmtes Leben. Seine hilfeleistenden Assistenten

sucht er selbst aus, koordiniert ihre Dienste, bezahlt sie und

rechnet die Leistungen mit den zuständigen Kostenträgern

ab. Darüber hinaus engagiert sich Andreas Vega politisch

und kulturell, ist Vorstandsmitglied des Vereins 'VbA-Selbst-

bestimmt Leben'. Dort berät er andere Menschen mit Be-

hinderung und managet ehrenamtlich den VbA-Reisedienst

mit drei behindertengerecht ausgestatteten Bussen. Andreas

Vega bewegt etwas, obwohl er sich selbst kaum rühren

kann“, heißt es in der Ausschreibung für den Film.
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Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben sie heute ein-

geladen, um ihnen unsere Forderung nach einem Rechtsan-

spruch auf „persönliche Assistenz“ vorzustellen und dies

näher zu erläutern. Viele von ihnen sind selbst auf persön-

liche Assistenz angewiesen oder wissen was damit gemeint

ist. Andere von ihnen müssen sich erst mit diesem Thema

vertraut machen und können sich möglicherweise nicht vor-

stellen, um welche existenziellen Fragen es hier geht. Für

sie alle habe ich ein paar Zahlen, die den einen oder ande-

ren von ihnen überraschen wird.

Im Jahr 1961 wurde das Bundessozialhilfegesetz verändert,

der Grundsatz „ambulant vor stationär“ wurde aufgenom-

men. Doch nach 46 Jahren haben sich die Lebensbedingun-

gen behinderter Menschen in der Quantität nicht so ver-

ändert, wie es der Gesetzgeber möglicherweise damals ge-

meint hat. Man sollte meinen, dass sich in so einem langen

Zeitraum die Strukturen der Hilfeleistungen zu Gunsten

eines gemeindenahen Lebens behinderter Menschen, aber

auch für unsere älteren Mitbürgerinnen verändert hat. Doch

das Gegenteil ist der Fall:

93 Prozent der Mittel für die Eingliederungshilfe fließen in

Sondereinrichtungen und 70% der Mittel für die Pflege

ebenso in stationäre Einrichtungen. Das zeigt, dass behin-

derte und alte Menschen hier in Deutschland vorwiegend

in Parallelwelten leben und schwerpunktmäßig dort ge-

fördert werden, statt, wie in anderen Ländern in der Ge-

meinde!

Derzeit leben über 170.000 behinderte Menschen in Behin-

derteneinrichtungen. Mittlerweile gibt es mehr als 5100

Heime für Behinderte und über 10.000 Altenheime. Nur ca.

50 Prozent der Personen, die dort leben, haben ein Einzel-

zimmer. Insgesamt leben 900.000 Menschen in einem

Heim, das entspricht fast der gesamten Bevölkerung des

Saarlandes. Und die Heimquote steigt weiter. In dieser

Hinsicht sind wir in Europa Spitzenreiter. Während zum Bei-

spiel in Skandinavien Einrichtungen geschlossen wurden,

steigt die Heimquote hier zu Lande unentwegt weiter. Was

„persönliche Assistenz“ für jemanden bedeutet, der in sei-

ner Mobilität, in seiner Wahrnehmung oder seiner Lernfä-

higkeit eingeschränkt ist, brauche ich nach dem Film der

Wiener Assistenzgenossenschaft, den wir gerade gesehen

haben, wohl nicht mehr erklären. Es wurde uns sehr an-

schaulich gezeigt, dass es hier um Bürgerrechte geht, wie

sie jedem Menschen ohne Einschränkungen ganz selbstver-

ständlich zugestanden werden. Dennoch möchte ich Ihnen

ein kurzes Beispiel eines prominenten Behinderten an-

führen, auch wenn dieser Vergleich schon sehr oft strapa-

ziert wurde.

Ich denke dabei an den CDU Politiker Schäuble, der durch

einen tragischen Anschlag zum Rollstuhlnutzer wurde. Nur

durch effiziente Hilfeleistungen in der Rehabilitation und

durch den Einsatz von persönlicher Assistenz in der weite-

ren beruflichen und privaten Karriere war es Herrn Schäuble

möglich, seine politische Arbeit fortzuführen und schließ-

lich auch das Amt des Innenministers anzutreten. Termine

wahrnehmen, Hindernisse umgehen, Barrieren beseitigen,

Hilfestellungen in der Mobilität, alles Aufgaben, welche

nur mit persönlicher Assistenz zu bewältigen sind. Diese

wird dem Spitzenpolitiker problemlos zur Verfügung ge-

stellt. Und das ist auch gut so!

Denn denken wir diesen Gedanken weiter. Wie viel Poten-

zial geht uns verloren, nur weil ein veraltetes System ver-

hindert, dass Menschen sich entfalten und am Leben in der

Gemeinschaft teilhaben können? Leider ist die Realität für

die meisten eine völlig andere.

Behinderung wird als medizinisches Defizit verstanden.

Ganzheitliche Ansätze der Eingliederungshilfe wurden 1995

mit der Einführung der Pflegeversicherung endgültig in

Frage gestellt. Der Versuch Pflegeleistungen zu definieren,

nach Punkten und Zeiteinheiten festzuschreiben, fördert

ein völlig abstraktes und perverses Menschenbild. Bürokra-

ten und Ärzte schaffen ein kollektives schlechtes Gewissen

bei den so genannten Hilfeempfängern und verwandeln

die bestehenden und täglich neu entstehenden Pflege-

heime endgültig in Verwahrungsanstalten. Die Individuali-

tät gibt es nicht mehr. Der Mensch als Nummer und Opfer

Forderung nach einem Rechtsanspruch
auf persönliche Assistenz

Beitrag von Andreas Vega
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eines mehr als fragwürdigen Hilfenverständnisses, zerrie-

ben auf den Gleisen des Verschiebebahnhofs der Kosten-

träger.

Ich möchte an dieser Stelle den Publizisten Prof. Dr. med.

Dr. Phil. Klaus Dörner zitieren. Er war von 1980 bis 1996

Ärztlicher Leiter der Westfälischen Klinik für Psychiatrie,

Psychosomatik und Neurologie in Gütersloh und gilt als

einer der härtesten Gegner des deutschen Heimwesens.

Klaus Dörner schreibt in seinem letzten Buch „Leben und

Sterben wo ich hingehöre“:

„Da das Heim unvermeidlich Persönlichkeitsrechte ein-

schränkt, gehört es zur Rechtsfigur des“ besonderen Ge-

waltverhältnisses“, von dem das BVerfG festgestellt hat,

dass dies nur solange zulässig sei, wie es alternativlos er-

forderlich ist, wie etwa beim Gefängnis oder beim Militär.“

Was den Menschen in unserem Lande in vielen Altenpfle-

geheimen widerfährt, hat Claus Fussek mit seinen Mitstrei-

tern in unendlicher Geduld gebetsbuchmäßig der Öffent-

lichkeit präsentiert. Und die Politik? Sie reagiert besten-

falls auf den Druck der Medien. Die Ministerin für Soziales

des Freistaates Bayern Christa Stewens zeigt sich regelmä-

ßig beim Münchner Pflegestammtisch, aber ein Durchbruch

und vor allem die Befreiung des Individuums, also ganz

konkret unserer Eltern und Großeltern, will einfach nicht ge-

lingen. Es wird eben immer noch nicht ambulant gedacht!

Klaus Dörner hält hier dagegen:

„Da das Heimsystem das Resultat der gesellschaftlichen Be-

strebungen war, nicht nur Behinderte, sondern auch das

Altern und das Sterben auszugrenzen, hätte spätestens

nach dem Bundessozialhilfegesetz jeder, der leben, altern,

Sterben möchte, wo er hingehört, zunächst mal ein unbe-

fristetes Recht auf Leistungen der Wiedereingliederung

(heute SGB 12), unabhängig davon, wie viel Pflegebedarf

zusätzlich noch zu berücksichtigen ist.“

Am heutigen Abend sind keine Vertreter der Politik anwe-

send, trotz der Schirmherrschaft der Frau Ministerin. Ich

denke, das spricht für sich.

Und nun will der Freistaat Bayern die Eingliederungshilfen

auch bei den ambulanten Hilfen über die überörtlichen

Kostenträger abwickeln lassen. Gleichzeitig wird in Berlin

hinter verschlossenen Türen schon daran gearbeitet, das

Bedarfsdeckungsprinzip in der Eingliederungshilfe aufzulö-

sen. Ein Mosaikstein passt zum nächsten.

Umso nötiger und umso dringender müssen wir auf die un-

spektakulären Erfolge und Lebensmodelle hinweisen, die

uns beispielhaft im Film gezeigt wurden.

Ende der 70er Jahre entstand hier in München einer der

ersten ambulanten Dienste, die Vereinigung Integrations-

förderung, kurz VIF. Der Behinderte Mensch soll nicht mehr

zur Hilfe gebracht werden, sondern die Hilfe zu ihm. Da-

mals noch eine spektakuläre Idee, heute nur noch ein un-

beliebter Kostenfaktor für die Sozialverwaltung.

In der Konsequenz wächst daraus ein neues deinstitutiona-

lisiertes Lebensmodell. Der behinderte Mensch wird kom-

petent und verwaltet sein Hilfesystem selbst. Es entsteht

das Arbeitgebermodell.

Doch handelt es sich bei der Kostenübernahme der Assis-

tenzkosten durch die Kommune eher um eine freiwillige

Leistung der Landeshauptstadt München, es besteht kein

eindeutiger Rechtsanspruch. Sicher spielte auch die finan-

zielle Stärke des kommunalen Haushaltes der Landeshaupt-

stadt eine große Rolle. München wurde zu Hochburg für

Menschen mit Behinderung, die ein selbstbestimmtes

Leben in der Gemeinde führen wollen. Dabei spielt nicht

die übliche Attraktivität einer Stadt eine wichtige Rolle

bei der Wahl des Wohnortes. Als behinderter Mensch mit

hohem Assistenzbedarf muss ich mir überlegen, wo ich die

größte Chance auf ein Leben in den eigenen vier Wänden

erhalte. Hätte ich den Wunsch zum Beispiel in das beschau-

liche Städtchen Augsburg umzuziehen, dass ja nur ca. 60

Kilometer entfernt liegt, müsste ich mein selbstbestimmtes

Leben mit Sicherheit aufgeben. Hier wird deutlich, dass es

bundesweit keine eindeutige Regelung gibt und dadurch

elementare Grundrechte, die von der Verfassung garantiert

werden, für Menschen mit Behinderung außer Kraft ge-

setzt sind. Es gibt keine freie Wohnortwahl.

Und es gibt immer den Kostenvorbehalt. Ambulant vor

stationär nur dann wenn es sich betriebswirtschaftlich

rechnet?

Die Grundrechte auf dem Altar der Finanzhaushalte, alles

was für Sie, die sie keine Einschränkungen haben, völ-

lig normal ist und völlig selbstverständlich erscheint, wird

unter dem Kostenaspekt in Frage gestellt:

– zu duschen, wann sie es möchten

– zur Toilette zu gehen, wenn sie müssen

– das Haus zu verlassen, wann sie wollen

– einer beruflichen Tätigkeit nachzugehen,

wie es ihren Fähigkeiten entspricht

– eine Urlaubsreise anzutreten, um sich zu erholen

– sich an ihrer rechten Augenbraue zu kratzen,

wenn es juckt

– eben leben, lieben und arbeiten!

Und mit dem Lieben ist das so eine Sache, wenn man auf

persönliche Assistenz angewiesen ist. Ehe sie sich versehen,

wird aus ihrem Freund oder ihrer Freundin von Amts wegen
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ein persönlicher Assistent oder eine persönliche Assistentin,

die für ihre Pflege zuständig ist. Erst recht wenn sie heira-

ten. Da bleibt die normalste Sache der Welt schnell auf der

Strecke und sie werden besser Asket, Mönch oder Nonne.

Und wenn sie arbeiten wollen? Damit vom Verdienst etwas

übrig bleibt sollten Sie am besten Herrn Ackermann ablö-

sen. Von Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt sind wir

sowieso meilenweit entfernt. Aber die Einkommensgrenzen

für Menschen mit Assistenzbedarf sind so nah an der Sozi-

alhilfe, dass sich Leistung in dieser Konstellation nicht be-

zahlt macht.

Und immer schwebt das Damoklesschwert der Kostenträ-

ger über ihrem Haupt. Gibt es nicht vielleicht doch ein

Heim, was billiger ist, als ihre persönliche Assistenz in ihren

eigenen vier Wänden?

Zu erwähnen ist, dass auch in München große Einrichtun-

gen, wie z. B. die Stiftung Pfennigparade oder das ICP

München (ehemals Spastikerzentrum) sich in betriebswirt-

schaftlich orientierte juristische Personen umgewandelt

haben. Das Ziel Menschen mit Behinderungen zu integrie-

ren und zu einem selbstbestimmten Leben zu verhelfen

wird verdrängt durch eine marktwirtschaftlich orientierte

Wachstumshysterie. Expandieren steht im Vordergrund,

aussondern, von professioneller Hilfe abhängig machen,

das Heim als unverzichtbaren Bestandteil unserer Gesell-

schaft in modernem Kleid präsentieren, mit einer Rundum-

versorgung unter einem Dach – garniert mit den Begriffen

Selbstbestimmung und Unabhängigkeit.

So plant die Stiftung Pfennigparade wieder neue Heim-

plätze, diesmal für eine neue rentable Zielgruppe, näm-

lich für Behinderte 50 +! Und das ICP München baut im

Münchener Norden ein neues Wohnpflegeheim mit 28

Plätzen. Auf der Internetseite heißt es lapidar:

„Mittlerweile kommen viele behinderte Menschen in ein

Alter, das spezielle Wohn- und Pflegeformen erfordert“

In einem offenen Brief an den Bundespräsidenten, dem

Bundeskanzler und den Bundestagspräsidenten anlässlich

des europäischen Jahres für Menschen mit Behinderungen

2003 beschreibt Dörner die Situation treffend:

„…seit der Gesetzgeber in den 1990er Jahren das Soziale

dem Markt geöffnet hat, um die Einzelleistung zu verbilli-

gen, lachen uns die Heimbetreiber als nun freie Unterneh-

mer vollends aus, kompensieren den Geldverlust durch

Mengenwachstum, indem sie immer neue Bedarfe behaup-

ten.“

Das fatale an dieser Situation ist, dass diese Einrichtungen

auf Grund ihrer Größe und ihres immensen Wachstums

eine unglaubliche Lobby besitzen. Die Politik geht in diesen

Anstalten ein und aus und schmückt sich in der Öffentlich-

keit mit Zuwendungen aus unseren Steuermitteln.

Aussonderung ist nach wie vor salonfähig und verhindert

„ambulantes Denken“. Dabei ist persönliche Assistenz der

Schlüssel zu einem Leben in der Gemeinschaft, und nicht,

wie für die meisten Menschen mit Behinderung, die in Hei-

men ihr Dasein fristen, ein Leben neben der Gemeinschaft.

Dörner beschreibt in seinem letzten Buch die Leistungen

der Rehabilitationseinrichtungen so:

„Von Integration ist ja in der Tat so lange nicht zu sprechen,

wie die Hilfebedürftigen noch von Profis umzingelt sind,

sondern erst dann, wenn die Bürger mit und ohne Hilfebe-

darf ihre Beziehungen überwiegend allein regeln.“

Einer der Vorstände der Stiftung Pfennigparade meinte

kürzlich, das Leben mit persönlicher Assistenz, wie zum

Beispiel im Arbeitgebermodell, könne nur eine kleine

Gruppe als Elite führen.

Die Arbeit der Wiener Assistenzgenossenschaft, die Arbeit

der VIF und die Arbeit vieler anderer ambulanten Dienste,

die sich dem Selbstbestimmt Leben Gedanken verpflichtet

fühlen, beweisen das Gegenteil.

Meine feste Überzeugung ist, dass bei einer entsprechen-

den finanziellen Ausgestaltung der ambulanten Strukturen,

alle ein Leben in Selbstbestimmung in der Gemeinde füh-

ren können. Auch für die vielen älteren Menschen, die jetzt

unter mittelalterlichen Zuständen in vielen Altenpflegehei-

men nur auf ihren Tod warten, ist persönliche Assistenz ein

wichtiger Schlüssel für einen aktiven Lebensabend in

Würde und Selbstbestimmung.

Wir fordern deswegen ein bundeseinheitliches Assistenz-

leistungsgesetz, mit den Merkmalen, die in unserem Eck-

punktepapier beschrieben sind. Gleichzeitig unterstützen

wir den Entwurf der „Interessenvertretung Selbstbestimmt

Leben Deutschland e. V.“ zur Weiterentwicklung der Ein-

gliederungshilfe zur sozialen Teilhabe, in dem auch Assis-

tenzleistungen im Rahmen eines Teilhabegeldes vom Bund

finanziert und gewährleistet werden. Der Autor Horst

Frehe, selbst Rollstuhlfahrer und Richter am Sozialgericht

Bremen, der auch schon das Gleichstellungsgesetz mitent-

wickelte, skizziert in diesem Thesenpapier eine mögliche

Gesetzesvorlage.

Bitte unterstützen Sie unsere Forderungen und steigen Sie

ein in eine Diskussion um eine humane Gesellschaft, in

der Chancengleichheit und Gleichstellung ein elementarer

Wert ist.



Beitrag von Karin Evers-Meyer30

Karin Evers-Meyer,

Behindertenbeauftragte der Bundesregierung

Karin Evers-Meyer ist seit 2005 Beauftragte der Bundesregie-

rung für die Belange behinderter Menschen.

Frau Evers-Meyer ist durch ihr eigenes Schicksal mit den Be-

langen behinderter Menschen in Berührung gekommen.

Eines ihrer Zwillingskinder kam schwerbehindert zur Welt

und sie kennt daher viele der Probleme, denen sich Men-

schen mit Behinderungen gegenüber sehen, aus eigener Er-

fahrung.

Als Bundesbehindertenbeauftragte ist ihre Überzeugung die

umfassende Einbeziehung behinderter Menschen in alle Be-

reiche der Gesetzgebung und ihrer Umsetzung. Sie möchte

mithelfen, den Paradigmenwechsel in der deutschen Behin-

dertenpolitik – hin zu mehr Selbstbestimmung und Teilhabe –

umzusetzen.

Schwerpunkte ihrer derzeitigen Tätigkeit sind die Förderung

von umfassender Barrierefreiheit im öffentlichen und priva-

ten Raum, die Implementierung der persönlichen Budgets als

Instrument gesellschaftlicher Teilhabe sowie die Förderung der

Integration an Kindergärten und Schulen.
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ich danke Ihnen für die Einladung. Ich will nicht verhehlen,

dass es für mich als Beauftragte der Bundesregierung nicht

leicht ist, auf die Fragen, die heute diskutiert werden sollen,

mit einem klaren Ja oder Nein zu antworten. Das Thema ist

jedoch wichtig, sehr wichtig und ich bin daher wirklich gern

zu Ihnen gekommen und hoffe auf eine anregende und of-

fene Diskussion.

Forderungen nach einem, wie es einmal hieß, „Allgemeinen

Leistungsgesetz“ für behinderte Menschen gibt es bereits

seit langer Zeit. Unterstützung durch Persönliche Assistenz

hat dabei immer eine zentrale Rolle gespielt, eine Leistung

die zum größten Teil in den Bereich der Sozialhilfe, vor allem

der Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege fällt.

Einige dieser Forderungen, das sage ich hier ganz deutlich,

waren nicht sehr fundiert. Viele Forderungen wurden nur so

lange aufrecht erhalten, wie man selbst in der Opposition

war oder es wurde im Prinzip nur gefordert, der Bund möge

in Zukunft alle Kosten der Eingliederungshilfe übernehmen –

ein Modell, das ich nicht gerade für innovativ halte – abgese-

hen davon, dass der Bund sich darauf niemals einlassen kann.

Als Friesin neige ich dazu, die Dinge erst einmal praktisch zu

sehen und Theorie und politische Gedankenspiele außen

vor zu lassen. So liegt meines Erachtens das Problem nicht

pauschal darin, dass es keine Leistungen zur Persönlichen

Assistenz gibt. Es gibt sie. Das Problem ist aus meiner Sicht

vielmehr, dass die in Frage kommenden Leistungen auf ver-

schiedene Träger verteilt sind, dass diese Träger sehr unter-

schiedliche Strukturen und Prioritäten haben und dass die

Leistungen zu einem sehr großen Teil einkommensabhängig

sind. Das sind die Problemkinder, die wir beim Namen nen-

nen sollten.

Diese Probleme sind auch weiß Gott nicht neu. Viele dieser

Schwierigkeiten dürfte es eigentlich gar nicht mehr geben.

Zwar ist es 2001 nicht gelungen, die Vielzahl der Träger und

der für sie geltenden Gesetze durch ein einheitliches Leis-

tungsgesetz zu ersetzen, aber es wurde 2001 mit dem SGB

IX ein System der Kooperation geschaffen, das dazu führen

sollte, dass die behinderten Menschen sich die benötigten

Leistungen nicht mehr mühsam bei verschiedenen Kosten-

trägern zusammensuchen müssen, sondern dass sie einen

Antrag an einer Servicestelle stellen können, dass von dort

aus dann der gesamte Bedarf erhoben und die erforderli-

chen Leistungen erbracht werden. Soweit jedenfalls die

Theorie.

Seit 2004 haben wir mit dem Persönlichen Budget ein Mo-

dell, das noch weiter geht und die Gesamtleistung als Geld-

leistung ermöglicht, mit der Persönliche Assistenz zum

Beispiel im Arbeitgebermodell organisiert werden kann.

Auch hier ist noch vieles Theorie.

Mein Haus begeleitet die Entwicklungen in diesem Bereich

sehr intensiv. Wir sammeln eine Vielzahl von Informationen.

Vor allem lernen wir von den vielen Zuschriften, die uns er-

reichen. Wenn heute die benötigte Assistenz nicht geleistet

wird liegt es meist nicht daran, dass das Gesetz keine Leis-

tung vorsieht, sondern daran, dass insbesondere die Pflege-

versicherung und die Sozialhilfeträger noch nicht auf dem

richtigen Pferd sitzen: Es fehlt an Kundenorientierung und

es fehlt vor allem nach wie vor an einer klaren Ausrichtung

an Teilhabe und Selbstbestimmung. Die Beharrungskräfte,

die da in mancher Struktur herrschen erstaunen selbst mich

als Politikerin immer wieder. Und wenn ich mir dann anhö-

ren muss, ein Mensch mit hochgradiger Pflegebedürftigkeit

benötige ja eigentlich keine Leistungen zur Teilhabe mehr

oder diese seien ein überflüssiger Luxus – dann ist es nicht

mehr nur Erstaunen sondern richtiger Ärger. Um es an die-

ser Stelle ganz klar zu sagen: Diese Sichtweise findet im Ge-

setz keinerlei Rückhalt!

Was können Sie nun also vom Bund, von der Bundesregie-

rung erwarten? Ein Leistungs- oder Assistenzsicherungsge-

setz, das alle heute hier beschriebenen Probleme löst, steht

leider derzeit nicht auf der Agenda, nicht im Bund und nicht

in den Ländern. Das ist der Stand und ich will Ihnen das

so ehrlich sagen. Nach der Föderalismusreform ist übrigens

fraglich, ob der Bund überhaupt noch so ein Gesetz erlas-

sen dürfte.

Redebeitrag zur Podiumsveranstaltung
„Gleichwertige Teilnahme am Leben durch persönliche
Assistenz = Assistenzsicherungsgesetz“

Beitrag von Karin Evers-Meyer
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Ich fürchte daher, wir kommen nicht um die Kleinarbeit he-

rum. Das heißt, wir alle, Sie und ich, müssen an den Punkten

und Teilaspekten ansetzen, wo es hakt. Also bei den Berei-

chen, die ich oben benannt habe.

Im letzten Jahr hat mein Haus mit behinderten Menschen

und ihren Verbänden zusammen die „Empfehlungen für ei-

ne teilhabeorientierte Pflege“ erarbeitet. Darin fordern wir,

dass die Leistungen der Pflegeversicherung flexibler werden,

besser mit anderen Leistungen abgestimmt werden, und

insbesondere fordern wir, dass im Persönlichen Budget,

sobald Arbeitsplätze geschaffen werden, die volle ambu-

lante Sachleistung auch in Geld, also nicht nur als Gutschein,

erbracht wird.

Im September werde ich eine große Informationskampagne

zum Persönlichen Budget durchführen, das ab dem 1.1.2008

allen Menschen mit Behinderung als Rechtsanspruch zur

Verfügung steht. Mit dieser Budget-Tour möchte ich vor allem

potenzielle Budgetnehmer informieren und ermutigen, sich

mit dieser neuen Möglichkeit auseinander zu setzen. Das

Persönliche Budget bietet große Chancen für mehr Eigenstän-

digkeit und Flexibilität und ich wünsche mir, dass das er-

kannt und das Budget besser angenommen wird als bisher.

Neben der Pflegereform steht als weiteres wichtiges Projekt

eine Reform der Eingliederungshilfe an. Leider ist das öffent-

liche Interesse an diesem Thema derzeit minimal und das

Einzige, was von verschiedenen Seiten immer wieder be-

kannt wird, sind Einsparvorschläge. Ich habe die Hoffnung

nicht aufgegeben, dass die Diskussion um diese Reform

nicht zu einer Spardebatte zwischen Bund, Ländern und

Kommunen verkommt. Gerade in diesem Bereich stecken

in einer nachhaltigen und mutigen Reformpolitik so viele

Chancen, die mit einer kurzfristigen Sparpolitik im Keim

erstickt würden.

Hier brauchen diejenigen in der Politik, die mehr wollen als

ein Sparprogramm Ihre Mithilfe. Ich will Sie heute bereits

konkret bitten, darüber nachzudenken, welche Elemente

des von Ihnen geforderten Assistenzgesetzes im Rahmen

der Eingliederungshilfereform berücksichtigt werden könn-

ten. Wir brauchen produktive Vorschläge in diesem Zu-

sammenhang, damit unsere Arbeit nicht auf ein reines Ab-

wehren von Kürzungen reduziert wird.

Den selben Appell richte ich auch an meine Kollegin, die

bayerische Sozialministerin, Christa Stewens, unter deren

Schirmherrschaft diese Veranstaltung hier steht. Ich denke,

verehrte Frau Stewens, wir ziehen da an einem Strang. Die

Sicherung von Assistenz und Teilhabe behinderter Menschen

ist zu wichtig, als dass sie in einer kleinlichen Spardebatte

zwischen Bund und Ländern untergehen dürfte. Teilhabe-

leistungen nach Kassenlage, etwa ein von einigen Ländern

in der letzten Wahlperiode vorgeschlagenes Modell namens

Kommunales Entlastungsgesetz – sollte diesmal in den

Schubladen bleiben!

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will es dabei

zunächst einmal belassen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-

samkeit und freue mich auf das Gespräch mit Ihnen.
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Karin Steinberg

Ich habe seit meiner Geburt

eine Behinderung (Spastik)

und bin deshalb auf einen

Rollstuhl und persönliche

Assistenz angewiesen.

Ich habe knapp zwei Jahre

als Übersetzerin für die spa-

nische Sprache in einem

Übersetzungsbüro gearbei-

tet und habe in meiner be-

ruflichen Praxis – und auch

schon vorher während mei-

ner Ausbildung gemerkt,

dass Menschen mit Behin-

derung in der Gesellschaft

lange nicht so anerkannt

sind, wie es wünschenswert

wäre.

Das war Grund genug für

mich – nachdem ich Ute

Strittmatter auf einem Peer

Counselling Seminar ken-

nengelernt hatte – mich

im Netzwerk von und für

Frauen und Mädchen in

Bayern zu engagieren.

Seit 2005 bin ich nun eine

der Sprecherinnen des Netz-

werks.

Beitrag von Karin Steinberg34
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Meine persönliche Erfahrung hat mir gezeigt, dass Men-

schen mit Behinderung in der Gesellschaft benachteiligt

sind, bzw. werden. Die persönliche Assistenz, die für Men-

schen mit Behinderung zur Bewältigung des Alltags und

zur persönlichen Lebensgestaltung notwendig ist – also

dazu beitragen soll, einige Hürden für uns abzubauen und

für mehr Chancengleichheit zu sorgen – birgt in der jetzi-

gen Form einige Nachteile.

Wie ist die persönliche Assistenz derzeit in Deutschland ge-

regelt? Bisher ist die persönliche Assistenz unter diesem

Namen und mit dem was wir darunter verstehen in keinem

Gesetz verankert, Leistungen und Umfang demzufolge nicht

näher spezifiziert. Bisher wird sie zum Teil durch die Pflege-

versicherung und ergänzend hierzu durch örtliche Sozialhil-

feträger finanziert, da die Pflegeversicherung keine Vollkas-

koversicherung ist.

Durch die persönliche Assistenz, die ja eine Notwenigkeit

für den ganz normalen Alltag darstellt, ergibt sich deshalb

eine lebenslange Abhängigkeit von der Sozialhilfe. Diese

Abhängigkeit stellt eine Benachteiligung dar, da sie den Be-

troffenen nicht die Möglichkeit gibt, ihr Leben tatsächlich

so zu gestalten, wie sie es möchten und für angebracht

halten. Zum einen deshalb, weil in der Pflegeversicherung

die Leistungen nach Minuten abgerechnet werden und

deshalb in der Regel nicht bedarfsdeckend sind und zum

anderen deshalb, weil die Finanzierung der persönlichen

Assistenz von der Finanzlage der Sozialhilfeträger abhängig

ist. Sie kann jederzeit „gekippt“, also eingestellt werden,

da bisher kein Rechtsanspruch auf bedarfsdeckende per-

sönliche Assistenz besteht. Wie gesagt, persönliche Assis-

tenz ist kein Luxus, sondern eine Notwendigkeit, um die

Dinge des täglichen Lebens bewältigen zu können!

Des Weiteren sind Assistenznehmer/innen dazu gezwungen,

jedes Jahr aufs Neue auf sehr aufwendige Art und Weise

die Assistenz neu zu beantragen und dies, obwohl die Be-

hinderung und ihre Folgen hinlänglich bekannt sind! Immer

wieder werden sie damit konfrontiert, ihre Situation darzu-

legen, und müssen sich – nach meinem Empfinden – immer

wieder rechtfertigen, weshalb sie bestimmte Leistungen

der Sozialhilfe in Anspruch nehmen müssen. Dies hat mei-

ner Meinung nach mit einem Sozialstaat, dessen Aufgabe

es ist, sich um die Mitglieder der Gesellschaft zu kümmern,

die aus irgendeinem Grunde, zum Beispiel einer Behinde-

rung, benachteiligt sind, relativ wenig zu tun.

Es wird hierbei übersehen, dass sich an dem Vorhanden-

sein der Behinderung in den allermeisten Fällen nichts än-

dert, die Notwendigkeit der Assistenz also ein Leben lang

besteht.

Warum wir ein
Assistenzleistungsgesetz
brauchen

Beitrag von Karin Steinberg
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Die Sozialhilfe hingegen wurde – meines Wissens – dafür

eingerichtet, Menschen in einer vorübergehenden Notlage

Unterstützung zu gewähren. Die Tatsache, dass persönliche

Assistenz zu einem Teil immer noch über die Sozialhilfe

abgerechnet wird und es immer noch kein eigenes Leis-

tungsgesetz hierfür gibt, geht deshalb vollkommen an der

Realität des Alltags von Menschen mit Behinderung vorbei.

Dies ist einer der Gründe, weshalb unter anderem das

Netzwerk von und für Frauen und Mädchen mit Behinde-

rung in Bayern ein von der Sozialhilfe unabhängiges Leis-

tungsgesetz fordert, in dem die persönliche Assistenz

bedarfsdeckend geregelt ist.

Ein weiterer Grund hierfür ist, dass Lebenspartner von Men-

schen mit Behinderung, wenn diese persönliche Assistenz

zur Bewältigung ihres Alltags benötigen, von ihrem Ein-

kommen her auf Sozialhilfeniveau heruntergestuft werden.

Dies bedeutet, dass sie alles, was über der Einkommens-

grenze in der Sozialhilfe liegt, für die persönliche Assistenz

ihres Lebenspartners /ihrer Lebenspartnerin aufbringen

müssen. Gleiches gilt auch für Menschen mit Behinderung,

die – was selten genug vorkommt – eine Arbeit haben, die

gut bezahlt ist.

Dies ist in unseren Augen mehr als ungerecht und wider-

spricht massiv dem Grundsatz der Chancengleichheit von

Menschen mit Behinderung gegenüber anderen, da diejeni-

gen, die keine persönliche Assistenz benötigen und Geld

verdienen, frei über dieses Geld verfügen können, ohne

irgend jemandem darüber Rechenschaft ablegen zu müssen.

Außerdem halten wir es für unzumutbar, den Lebenspart-

ner/die Lebenspartnerin eines Menschen mit Behinderung

derartig finanziell zu belasten, beziehungsweise „zur Kasse

zu bitten“, weil ein Mensch mit Behinderung in der Familie

ist. Dies ist eine gravierende Beeinträchtigung und Belas-

tung für eine Partnerschaft.

Es hat sich gezeigt, dass eine derartige Belastung, bezie-

hungsweise die bestehende finanzielle Abhängigkeit auf-

grund der Tatsache, dass persönliche Assistenz benötigt

wird, häufig Beziehungen und Ehen zerstört. Auch deshalb

fordern wir im Rahmen der Chancengleichheit ein Assis-

tenzleistungsgesetz.

Wie ist die persönliche Assistenz in anderen europäischen

Ländern geregelt? In Schweden zum Beispiel ist ein solches

Assistenzleistungsgesetz bereits vor Jahren in Kraft getreten

und wird seitdem erfolgreich angewandt. Warum sollte

so etwas nicht auch in Deutschland möglich sein? Das Netz-

werk von und für Frauen und Mädchen mit Behinderung

in Bayern sowie andere Organisationen, die Menschen mit

Behinderung vertreten, sind der Ansicht, dass solch ein

Assistenzleistungsgesetz längst überfällig ist und in Koope-

ration mit Behindertenverbänden erarbeitet und dringend

verabschiedet werden muss.
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„Die persönliche Assistenz als Voraussetzung für ein Leben

in Selbstbestimmung versteht sich nicht als Vorrecht einzel-

ner Menschen mit Behinderung und auch nicht als Luxusleis-

tung, wie es oft unzutreffend dargestellt wird. Sie ist unab-

dingbar, um den wenigen Menschen, die die Assistenz be-

nötigen, ein soziales Leben in der Gemeinschaft zuzubilligen

und zwar nach deren Vorstellungen und um damit dem

Grundgedanken der Gleichberechtigung Aller Rechnung zu

tragen.“

Anita Knochner

„…Assistenz ist unabding-

bare Voraussetzung für ein

selbst bestimmtes Leben,

für die Möglichkeit, einen

Beruf zu erlernen, ihn aus-

zuüben – und auch, eine

Familie zu gründen. Für

ganz ‚normale’ Dinge eben.

Ein Leben in Würde – das

muss jedem Menschen

möglich sein – unabhängig

von seiner körperlichen Be-

findlichkeit.“

Nina Ruge
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„Was Menschen mit einer

schweren Behinderung be-

nötigen, ist ein Assistenz-

leistungsgesetz, das aus-

gehend vom notwendigen

Bedarf Assistenzleistungen

bis zu 24 Stunden finan-

ziert.“

Reinhard Kirchner

„Die Sicherung von Assis-

tenz und Teilhabe behin-

derter Menschen ist zu

wichtig, als dass sie in einer

kleinlichen Spardebatte

zwischen Bund und Län-

dern untergehen dürfte.“

Karin Evers-Meyer
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www.netzwerkfrauen-bayern.de

Bürozeiten

Montags 10.00 - 17.00 Uhr

Di. - Mi. 10.00 - 14.00 Uhr

Donnerstags 10.00 - 18.00 Uhr

Freitags 10.00 - 13.15 Uhr

Selbstbestimmt Leben e.V.
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